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Hierzu eine Beilage.

Deutſchland.
Halle, d. 23. April. Endlich tritt auch die preußiſche

Politik klarer und entſchiedener hervor. Die Erklaärung, welche
der Miniſterpräſident Graf von Brandenburg in der zweiten
Kammer am 21. d. gegeben hat, entfernt alle bisherige Unge-
wißheit über die Entſchließungen Preußens. Flüchtige Zeitungs-
leſer wollen in dieſer Erklärung eine unbedingte Ablehnung der
Kaiſerkrone und der deutſchen Verfaſſung, und in weiterer Folge
davon Auflöſung der preußiſchen Kammern, Zuruückberufung der
preußiſchen Deputirten aus Frankfurt, d. h. faktiſche Auflöſung
des deutſchen Parlaments, die Octroyirung einer deutſchen Charte
durch die Furſten, ja unter Umſtänden ſogar eine in die hoch
ſten Spitzen der preußiſchen Regierung hinaufreichende Veraän-
derung finden. Aber in dieſer Beziehung legt die Phantaſie
der Tagespolitik dem miniſteriellen Dokument doch wohl eine
größere Wichtigkeit bei, als ihm zukommt und zaubert ſich eine
Reihe von Ereigniſſen vor, deren Eintritt ganz und gar außer
dem Bereiche der politiſchen Moglichkeit liegt, mindeſtens ſind
dieſelben nicht im Entfernteſten in der miniſteriellen Erklärung
auch nur angedeutet. Der Miniſterpräſident erklärt vielmehr,
daß die preußiſche Regierung dem Jnhalte der von allen Sei-
ten und mit Recht gebilligten Note vom 23. Januar treu und
gewiſſenhaft gefolgt ſei, daß ſie, wie ſie damals für den Bun
desſtaat geweſen ſei, ihn auch jetzt noch aufrichtig wolle, daß ſie
aber den Jnhalt der deutſchen Verfaſſung nicht in allen Beſtim
mungen gut heißen könne, daß ſie das bei der zweiten Leſung
nicht beachtete, den Regierungen materiell und formell zuſtehende
Recht der Verſtändigung nicht aufgeben könne und dürfe, daß
ſie deshalb der Krone die unbedingte Annahme des Kaiſerdiadems
und der Verfaſſung nicht anrathen könne und daß ſie glaube,
„die Annahme von einigen Abänderungen abhän-
gig machen zu müſſen.“ Man merke wohl auf die Worte, daß
es eben nur einiger Abänderungen der von der National-
verſammlung vetroyirten Verfaſſung bedürfe, um der

Annahme von Seiten Preußens ſicher zu ſein.
befangenheit die deutſche Verfaſſung prüft, wer ſich erinnert,

mit welcher beiſpielloſen Haſt ſie in der zweiten Leſung ſo zu
ſagen hingeſchleudert wurde, wer erwägt, daß die eben ſo be
I ſcheidenen, als gegründeten Aeußerungen der Regierungen faſt

Wer mit Un-

muthwillig verachtet wurden, wer bedenkt, welche ſtorenden Ein
fluüſſe ſich über das Verfaſſungswerk herſturzten, wie die feind
ſeligſten Parteien ſich widernaturlich vereinigten, hier um den
extremſten und gefährlichſten Radikalismus zu ſanktioniren, dort
um in niedriger Mißgunſt, wir wollen nicht ſagen aus Rache,
an dem zu gruündenden rein deutſchen Bundesſtaate, die Aus
fuührbarkeit der Verfaſſung unmöglich zu machen wer dies
erwägt, wird billig genug ſein, um einzuſehen, daß die preußi-
ſche Regierung in ihrem vollen Rechte iſt, und daß ſie mäßig,
beſonnen und anſpruchslos auftritt, wenn ſie verlangt, daß nur
Einiges geändert,werde, wenn Preußen Krone und Ver-
faſſung annehmen ſolle. Wir dürfen uns der gegründeten
Hoffnung hingeben, daß das Wort Preußens auch in
Frankfurt eine gute Stätte finden werde. Dort ſitzen pa-
triotiſche Manner, welche beſſer unterrichtet ſind, als es
ihnen geſagt werden kann, wie die Verfaſſung zu Stande
gekommen iſt, wie dieſe in den wichtigſten Beſtimmungen
oft eben nur als eine Art von Kompromiß der Parteien
erſcheint und was an ihr der Verbeſſerung dringend bedarf.
Sie werden willig die Hand bieten zu dem, was dem Vater
lande frommt, was ihm Friede Freiheit, Macht und Ehre zu
verſchaffen vermag. Wo Großes erreicht werden ſoll, muß Je
der von ſeinen Meinungen Etwas nachlaſſen, wenn das erreich-
bare Große nicht durch den Terrorismus der Einſeitigkeit un
möglich gemacht werden ſoll. Auch den Regierungen ſteht ein
Recht zur Seite. Es ware ja eine der harteſten Einſeitigkeiten
und Ungerechtigkeiten, wenn nur und allein die Regierungen
rechtlos ſein ſollten, während das geringſte Mitglied der Staats
geſellſchaft im unverkümmerten Genuſſe ſeiner Rechte geſchützt
wird. Preußen hat, wie dies der Kommiſſionsbericht Vincke's
am 21. d. in der zweiten Kammer abermals gruündlich nach-
weiſt, ein Recht auf Verſtändigung mit der Reichsverſamm-
lung. Wenn man aber gerade an Preußen tadelt, daß es Ver-
ſtändigung will, ſo ſollte man doch nicht vergeſſen, daß der
Tadel gegen Preußen noch weit mehr die übrigen königlichen
Regierungen trifft. Jn Hannover Sachſen und Baiern haben
die Regierungen das Prinzip der Vereinbarung langſt und mit

ſolcher Entſchiedenheit geltend gemacht, daß die Miniſterien ab-
traten und ſogar die Kammern wiederholt vertagt wurden. Jſt
gegen die Politik der preußiſchen Regierung eine Mißbilligung



auszuſprechen, ſo trifft ſie weniger den Jnhalt der Erklarung,
als den Umſtand, daß Preußen ſo lange gezögert hat. Das
Miniſterium Brandenburg mußte den Muth, den preußiſchen
Muth haben, ſofort nach der Abſtimmung zu Frankfurt oder
doch wenigſtens in der Cirkularnote vom 3. d. ſeine Ueberzeu
gung offen darzulegen. Dies wäre ein Verfahren geweſen,
Preußens würdig. Statt deſſen überließ man den kleinern Staa-
ten die Jnitiative, die allein Preußen zukam. Man ſah nicht
voraus, ſagt die konſtitutionelle Zeitung, was ſo natürlich in
den Verhältniſſen gegeben war, daß die Regierungen der klei
nern Länder ſich wohl huüten würden, das zu wagen, was das
mächtige Preußen anzugreifen Anſtand nahm, und ſo mußten
ſie mit dem Strome ſchwimmen und ſich der Frankfurter Ver-
ſammlung unbedingt unterwerfen. Ganz anders würde das
Ergebniß ausgefallen ſein, hätte die preußiſche Regierung zeitig
genug ausgeſprochen, Preußens Staat werde und konne nur
dann die Verfaſſung annehmen, wenn die bei der zweiten Le
ſung unbeachtet gebliebenen Punkte nachträglich geändert und
die zu gleicher Zeit neu hineingetragenen radikalen Beſtimmun-
gen in derſelben und im Wahlgeſetz aufgehoben würden. Die
Mehrzahl der kleinern Staaten hatte ſich angeſchloſſen und
Deutſchland waäre von einer unertraglichen dreiwochentlichen
Spannung verſchont geblieben. Nachdem Preußen einmal den
günſtigen Augenblick ungenutzt hatte vorbeigehen laſſen, ſah es
ſich gezwungen, die Erklärungen aller Regierungen abzu-
warten und ſich von den kleinen Fürſten ins Schlepptau neh-
men zu laſſen. Der Regierung gebrach es an Muth, an Ent-
ſchloſſenheit, an großherzigem Vertrauen zu ſich, zu der Reichs
verſammlung, zum deutſchen Volke. Jn allen ſchweren Stun-
den iſt das preußiſche und das deutſche Volk gewohnt, den
preußiſchen Fürſten offen, vertrauensvoll und kühn in die Mitte
der Nation treten zu ſehen, und Preußens Volk hat dies ſei-
ner Regierung allezeit vergolten in reichem Maße. Große Er-
eigniſſe verlangen große Talente, um gewürdigt zu werden.
So groß die Verdienſte des gegenwärtigen Miniſteriums ſind,
die Politik deſſelben ſcheint keinen Anſpruch auf Muth und
Kuhnheit machen zu wollen. Die Führung der auswartigen
Politik entſpricht der Gewandtheit des Miniſters des Auswar
tigen in der parlamentariſchen Debatte. „Es kann nur mit
tiefer Bekummerniß erfüllen daß ein Mann, deſſen Hand Un-
terhandlungen von der unermeßlichſten Bedeutung für Preußen
und Deutſchland anvertraut ſind,, ſich Bloößen giebt, ſo oft er
das Wort ergreift.“ Mit Beſchamung ruht unſer Auge auf
den Worten, die ein Miniſter des Auswartigen, der Miniſter
einer Großmacht Europa's am 20. und 21. d. in den Kam-
mern geſprochen in einer Angelegenheit geſprochen, deren
folgenreiche Schwere kaum ermeſſen werden kann! Faſt ſcheint
es, als habe Preußen keine Gelegenheit gehabt, Talente für
das auswärtige Departement zu bilden, als ſei Preußen in die
ſem wichtigen Theile der Politik unſelbſtſtaändig, abhangig, un-
terthan geweſen!

Die Erklärung des Miniſteriums Brandenburg befriedigt
darum ſo wenig, weil ſie wegen Verſpatung wirkungslos und
Preußens nicht würdig iſt, weil ſie Preußen faſt iſolirt und dar-
auf berechnet ſcheint, die Gunſt der öffentlichen Meinung von
ſich zu weiſen.

Betrachten wir einen Augenblick den Beſchluß der zweiten
Kammer. Dieſelbe erkennt die von der Nationalverſammlung
vollendete Verfaſſung als rechtsgiltig an und fordert, daß die
letztere nicht anders als auf dem von der Verfaſſung ſelbſt vor-
geſehenen Wege abgeandert werde. Demnach hatte die deutſche
Verfaſſung ohne Weiteres und unbedingt rechtliche Geltung fur
das Königreich Preußen, für einen europäiſchen Großſtaat.
„Hat ſich die zweite Kammer die Bedeutung dieſes Votums
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vollkommen klar gemacht? Haben alle Abgeordneten, welche
zuſtimmten, ſich geſagt, wie damit ausgeſprochen werde, eine
andre Verfaſſung, als die, welche vor wenigen Wochen erſt von
beiden Kammern als rechtsbeſtandig (vorbehaltlich der Reviſion)
anerkannt worden, müſſe nur fur das Königreich Preußen gel-
ten eine andre Macht, als die des Koönigs und der Regierung,
habe nunmehr über das ganze preußiſche Heer zu verfugen;
eine andre Geſetzgebung, als König und beide Kammern, habe
von nun an alle Rechtsgeſetze, alle wichtigen Verwaltungsgeſetze
zu erlaſſen, über Eiſenbahnen Landſtraßen, ſchiffbare Flüſſe
Preußens Verfügung zu erlaſſen Hat man ſich auch nur ge-
fragt, ob ein ſolches Votum die gewoöhnliche parlamentariſche
Wirkung haben konne? Die Mehrheit war wohl nicht geſonnen,
durch eine improviſirte Abſtimmung, auf die bedeutungsſchwere,
feierliche Eröffnung der Regierung der Kammer das Recht zu
vindiziren, einzig und allein, ohne Mitwirkung der beiden an-
dern Faktoren der Geſetzgebung, dem Konigreich Preußen durch
ein einziges Votum eine andre Verfaſſung zu geben ſie hat wohl
nicht den J. 111 der Verfaſſung vom 5. Dec., die Beſchluſſe
des deutſchen Bundes vom 30. Maärz und 7. April v. J., auf
deren Grund die Wahlen zur deutſchen Nationalverſammlung
in Preußen angeordnet wurden, ihrer geſetzlichen Giltigkeit be-
rauben wollen. Sie konnte das nicht wollen, denn ſie hatte
das Recht nicht dazu. Wollte die Kammer dem Miniſterium
Brandenburg ein Mißtrauensvotum geben, ſo bedauern wir,
daß ſie ihr Terrain ſo unglücklich gewählt. Aber ſie hat es
eben gar nicht gewahlt; das Würfelſpiel ihrer Majoritaäten ver
ſetzte ſie plötzlich darauf, und die Energie, welche ſelbſtbewußt,
mit vorgezeichnetem Ziele und feſtem Syſteme, durch ein Votum
in gegebenen Kabinetsfragen parlamentariſch ein Miniſterium
nothwendig umwirft, iſt in der improviſirten Debatte planlos
und deshalb erfolglos abgenutzt.“ Die Kammer iſt, wir muſ-
ſen dies aufs tiefſte beklagen, ſo weit gekommen daß ſie un
fähig iſt, ein Miniſterium zu ſturzen oder zu erſetzen. „„Wann
wird ſie endlich die rechten parlamentariſchen Führer erhalten
wann werden ſich die kleinlichen Ehrgeizigen einem Wurdigen
unterordnen, wann wird Disciplin in die verworrene Maſſe der
Selbſtſucht und der lauernden Verſchmitztheit kommen „„Wann
wird das Land ein wahrhaft parlamentariſches Miniſterium er-
halten Die Gefahr iſt ſo groß und die Männer ſo klein!“
Pygmäen ſind es, die ihre ſchwachen Arme ausſtrecken, das
Wert Steuer des Staaisſchiffes in ſtürmiſcher Stunde zu
uüühren!

Berlin, d. 21. April. Am Roſenthaler Thore entſtan-
den geſtern Abend ruheſtörende Auftritte, welche von 7 bis nach
10 Uhr dauerten. Die Veranlaſſung dazu gab die Verhaftung
einiger, wie man glaubt angetrunkener Arbeiter, welche ſich,
während der Offizier du jour bei der Thorwache ſeinen Dienſt
verſah, ſpottende und ungebührliche Aeußerungen hatten zu
Schulden kommen laſſen, was ihre Verhaftung zur Folge hatte.
Es verſammelte ſich auf dem dort befindlichen Marttplatze als
bald eine große Menge Volkes, welche die Freilaſſung der Ver
hafteten mit Ungeſtum forderte, und als man ihnen nicht ge
wahrte, ſogar mit Steinen auf die Wache warf. Dem Ein-
ſchreiten von 3 Kompagnieen Soldaten und einer größen An-
zahl Schutzmänner gelang es, die Ordnung aufrecht zu erhal-
ten nach 10 Uhr hatte ſich die Menge verlaufen. (Magd. 3.)

Berlin d. 24. April. Der Fürſt Karl von Lich-
nowsky iſt nach Ratibor von hier abgereiſt.

Neufahrwaſſer, d. 18. April, Abends. Die daniſche
Kriegsbrigg, welche wir heute früh, als es faſt windſtill war,
öſtlich vom Hafen 1 Meile entfernt vor Anker liegen ſahen,
lichtete gegen 8 Uhr, als ſich öſtliche Kühlte einſtellte, Anker
und ging unter Segel. Durch blinde und ſcharfe Schüſſe no
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thigte ſie zuerſt 3 engliſche, hierher beſtimmte Schiffe, beizu
legen und zwang ſie, umzukehren. Sie ging darauf 3 ande-
ren (2 engliſchen und 1 holland.) Schiffen entgegen und no
thigte auch dieſe, von ihrem Kurſe nach dem hieſigen Hafen
abzuſtehen. Wahrend dies geſchah, benutzte eines der 3 erſte
ren engliſchen Schiffe, Brancepeth Caſtle, Kapitain J. Elliot,
die günſtige Gelegenheit und ſteuerte dem Verbot zuwider auf
den Hafen zu und lief glücklich ein, ohne daß es der Dane
hindern konnte. Jnzwiſchen zeigte ſich auch eine daäniſche Fre
gatte, die mit dem öſtlichen Winde von Oſten her ſchnell heran-
kam, und ſich, nachdem ſie mit der Brigg ſignaliſirt hatte,
etwa um S Uhr bei derſelben, 3 Meilen vom Hafen ent-
fernt, befand. Die Brigg ſetzte ſodann ein Boot aus, wel
ches ſich zur Fregatte begab. Darauf wurde ein heute früh
hier ausgegangenes engliſches Schiff, „Kegia“, Kapitain Sim,
wohl 2 Stunden lang angehalten, bevor es ihm erlaubt wur-
de, ſeine Reiſe fortzuſetzen. Ein ſpäter hier ausgegangener
engliſcher Schooner kam nach einem kurzen Beilegen ſchnell
aus der däniſchen Examination. Um 1 Uhr kam ſtarker und
büiger SW.-Wind durch, die Daänen reeften ihre Marsſegel
und hielten dann nach Hela zu ab, ſo daß ſie etwa um 5 Uhr
ganz aus Sicht gelaufen waren.

Danzig, d. 20. April. Das bemerkte größere Kriegs
ſchiff iſt nicht eine däniſche Fregatte, ſondern die daniſche, un-
ter dem Kommando des Kapitain Perſilius ſtehende Korvette
„Galathea“ geweſen. Sie kam geſtern Nachmittags gegen
4 Uhr bis auf eine Meile heran, hißte die Parlamentair-
Flagge auf und ſetzte ein Boot mit gleicher Flagge aus. Der
Kommandant von Weichſelmünde und der Lootſen-Komman-
deur, die dieſem Boote entgegenfuhren, empfingen von dem auf
ſelbigem befindlichen daäniſchen Offizier ein offenes Schreiben an
den daniſchen Konſul Lindberg, mit der Aufforderung, ein
anderes Schreiben bei den Konſuln der befreundeten Mächte
cirkuliren zu laſſen. Jm letzteren werden die Konſuln aufge
fordert, die Namen der noch im Hafen liegenden Schiffe ihrer
Nation anzugeben. Dieſe Schiffe ſollen noch frei ausgehen koön-
nen, ohne von der mit Ausführung der Blokade beauftragten
Korvette „Galathea“ beläſtigt zu werden. Als das dani-
ſche Boot an die Korvette zurückgekommen war, wendete die-
ſelbe und ſteuerte nach Hela zu, von wo eben ein beladenes
holländiſches Kuffſchiff kam, welches natürlich zuruückgewieſen
wurde. Die Kriegsbrigg „St. Croix“ iſt nach der Mit-
theilung des däniſchen Offiziers zur Blokade von Pillau abge

gangen. (Danz. Ztg.)Altona, d. 20. April. Bei Düppel wird in den nachſten
Tagen wahrſcheinlich etwas Entſcheidendes unternommen wer-
den. Es ſind bereits eine Anzahl 84- und 24-pfündiger Ka
nonen auf die eroberten Schanzen gebracht, mit denen man den
Brückenkopf bezwingen wird. Es heißt, Dänemark habe um
einen vierzehntägigen Waffenſtillſtand gebeten derſelbe ſei aber
von Prittwitz verworfen. Der als Kurier von der Central-
gewalt an den General v. Prittwitz abgeſendete heſſiſche Major
du Thil (nicht du Hall oder du Plat) iſt heute wieder zu-

rückgekehrt. (H. CE.)Altona, d. 22. April, Abends. Geſtern Morgen iſt,
nachdem bereits in den vorangehenden Tagen ſtarke Rekognos-
zirungen jenſeits der jütiſchen Gränze vorgenommen, der Ein
marſch in Jütland endlich erfolgt. Kolding iſt von den Unſri-
gen nach einem hartnäckigen Kampfe, der ſich ſelbſt in den
Straßen noch fortſetzte, genommen. Das erſte und zweite Jä-
gerkorps und namentlich das 9. Bataillon durch einen Bajo-
netangriff ſollen endlich den Feind aus der Stadt geworfen ha-
ben, deſſen Stärke zu 4——5 Bataillonen und 4 Schwadronen
Huſaren angegeben wird. Unſer Verluſt wird auf 20 30
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Todte und circa 90 100 Verwundete veranſchlagt, obwohl
begreiflicher Weiſe darüber noch nichts konſtatirt. (Wir geben
dieſe Verſion über die Einnahme von Kolding als die glaub-
würdigere; ſie kommt aus dem Hauptquartier eine andere uns
zugegangene Korreſpondenz aus Chriſtiansfeld berichtet, unſere
Truppen ſeien in Kolding eingerückt, ohne einen Soldaten ge
ſehen zu haben. Der erſte Berichterſtatter meldet indeß auch
anfangs jenes Gerücht in einer kurz vor Abgang der Feldpoſt
geſchriebenen Nachricht bemerkt er indeß, daß die Unſrigen nicht,
wie man anfaänglich geglaubt, ohne Kampf in Kolding einge-
rückt ſeien, ſondern vielmehr in der oben angegebenen Weiſe.)

eKiel, d. 20. April. Wie wir hoören, wird die Landes-
verſammlung ſich nicht, wie die Regierung beantragt hat,
aufloöſen, ſondern bis zur völligen Feſtſtellung der Landes-
verfaſſung, wie auch ihr urſprünglicher Plan und Beſchluß
war, auf ihrem Poſten verbleiben.

Kiel, d. 21. April. Jn den Fruüühſtunden des 19. d. M.
hatte General Bonin ſein Hauptquartier von Hadersleben nach
Chriſtiansfeld verlegt und ſeinen Stab bis Wonſyld, Meile
von Kolding, vorgeſchoben. Am 20ſten traf die Ordre zum
Einrücken in Juütland ein, und ſofort ſetzten ſich unter Befehl
des Oberſten von Zaſtrow 5 Bataillone ſchleswig-holſteiniſche
Jnfanterie, 2 Schwadronen Kavallerie und 2 Batterien in
Bewegung. Wahrend nun 4 Bataillone und 1 Batterie die
Daänen auf der Sudſeite beſchäftigten, umging der Reſt die
Linien von Kolding, drang zum Nordthor in die Stadt ein,
und nach einem hartnäckigen Straßenkampf mußten die Daä-
nen die Stadt räumen und ſich auf Veile, wo das Gros
der daäniſchen Armee ſteht zurückziehen. So viel man bis jetzt
weiß, ſollen die Unſrigen 30 Todte und eben ſo viele Verwundete
haben. Nach Ausſagen der gefangenen Dänen ſind die Unſrigen
denſelben mit dem Angriff zuvorgekommen. Es war für die
ſen Tag ſchon ein Angriff auf Chriſtiansfeld und Hadersleben
beſtimmt. Nach heute hier eingegangenen Berichten ſoll nun
die ganze Nordarmee, 20,000 Mann Schleswig-Holſteiner, der
noch 2000 Mann Kavallerie Reichstruppen und 4 Batterieen
beigegeben ſind, ſchon in Jütland, und zwar auf dem Wege
nach Friedericia ſein. Jn 3 Kolonnen ſollen die Deutſchen die
Graänze überſchritten haben. Nach denſelben Berichten ſoll auch
geſtern ein Angriff auf den alſener Brückenkopf erfolgt und
derſelbe von den Deutſchen genommen worden ſein.

Zwei Geruüchte ſind heute hier an der Tagesordnung, die
vielleicht in einiger Verbindung mit einander ſtehen. Nach dem
einen ſoll eine Deputation aus Sonderburg die Bitte bei Herrn
v. Prittwitz vorgebracht haben, Sonderburg zu ſchonen, und
wollten ſie den König von Dänemark angehen, Alſen zu räu-
men, worauf Herr v. Prittwitz eine Friſt bis erfolgter Rück-
antwort des Königs bewilligt haben ſoll. Nach dem anderen
Gerüchte habe der Ober Kommandeur der daniſchen Armee ei-
nen zehntägigen Waffenſtillſtand in Vorſchlag gebracht. Beide
Gerüchte erregen im ganzen Lande große Beſorgniß.

Aus Nord-Schleswig, den 20. April. Auf der
Halbinſel Sundewitt wird von den Unſrigen mit großem
Eifer an der Verſtärkung der düppeler Schanzen gearbeitet
und ſind ſolche jetzt ſo hergeſtellt, daß der Feind hinlänglich
damit begrüßt werden kann. Es ſind fur dieſe Schanzen fünf
Blockhauſer errichtet worden, und preußiſche und ſächſiſche Pio-
niere wetteifern darum, die Befeſtigungen am diesſeitigen alſe-
ner Sundſtrande ſo ſchnell als möglich zu vollenden. Die Trup-
penkette in der Richtung von Flensburg, Apenrade und
Glücksburg wird nunmehr ſo konzentrirt, daß hierdurch die
Halbinſel Sundewitt mit dem Feſtlande durch ein Armee-
Korps umfaßt wird. Es ſoll dies aus preußiſchen, baieriſchen
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und andern deutſchen Truppentheilen zuſammengeſetzte Korps
nur möglichen Eventualitäten, die von Alſen her gegen das
nordöſtliche Schleswig hereinbrechen können vorbeugen, obwohl
wir nach den Befeſtigungs- und Vertheidigungsanſtalten, die
auf Sundewitt getroffen werden es für eine baare Unmoglich
keit halten, daß der Feind in dieſer Richtung auch nur im ent
fernteſten mit Erfolg gegen die Unſrigen operiren kann. Der
preußiſche Diviſions- General von Hirſchfeldt hat ſich, um die
Aufſtellung dieſer Truppenlinie zu leiten, von Flensburg nach
Glucksburg begeben wo derſelbe ſein Standquartier aufſchlagen
wird.

Bremen, d. 21. April. An der hieſigen Borſe iſt heute
folgende Notiz angeſchlagen worden: „Laur Briefen des Ge-
ſandten der Verein. Staaten iſt es den beiden Dampfſchiffen
Waſhington und Hermann geſtattet, Paſſagiere und Güter
(Kriegsmunition ausgenommen) von und nach NewYork zu
bringen, ohne von der daäniſchen Blokade gehindert zu werden.“

Frankfurt a. M., d. 21. April. Die Ungeduld der
kleineren Staaten hat gegenwärtig den höchſten Grad erreicht.
Was Oeſterreich im Schilde fuhrt wird immer deutlicher. Es
handelt ſich darum, die Einheit Deutſchlands mit Anwendung
aller Mittel zu verhindern, und jede Leidenſchaft gegen Preußen
und insbeſondere gegen das Haus Hohenzollern aufzuſtacheln.
Jn Württemberg hat ſich die Wirkung der vereinten ruſſiſch
öſterreichiſchen Kabalen ſchon gezeigt. Die geſchmeidigen und
gewandten Werkzeuge der preufzenfeindlichen Politik mehren ſich
täglich, und ihre bisherigen Erfolge laſſen fürchten, daß ſie auch
dort ſichtbar werden, wo die Sympathie fur Preußen
auf der Erwartung eines entſchloſſenen Vorange-
hens beruhte. Aus dieſem Grunde wollen und koönnen die
Bevollmächtigten der vereinten 29 Staaten ein längeres Zo
gern Preußens nicht ertragen. Sie haben heute Mittag aber-
mals unter einander Berathung gepflogen, und werden am Abend
in einer gemeinſchaftlichen Konferenz mit Herrn Camphauſen
das ſehr entſchiedene Verlangen ausdruücken, die endliche Erkla-
rung der Krone Preußen zu erfahren. Verhute der Himmel,
daß man weder hier noch in Berlin das rechte Wort für den
entſcheidenden Moment finden kann!

Frankfurt a. M., d. 22. April. Neueſten brieflichen
Mittheilungen aus Stuttgart zufolge dauert daſelbſt die Mi-
niſterkriſis noch fort und herrſcht in Folge deren eine be-
deutende Spannung. Von einer Ruheſtörung verlautet indeß
nicht das Mindeſte; es geht vielmehr aus dieſen aus ſehr gut
unterrichteter Quelle herrührende Schreiben hervor, daß, wie
auch immer die Entſcheidung des Königs ausfallen möoge, an
Exceſſe irgend welcher Art auch nicht im Entfernteſten zu den-
ken ſei.

Wiesbaden d. 19. April. Jn der heutigen Sitzung
der Stande wurde von der ganzen Kammer in feierlicher Er-
hebung folgender Antrag angenommen: Die Verſammlung der
naſſauiſchen Volksabgeordneten erklaärt: „daß ſie ſich der Ver
faſſung des deutſchen Reichs, einſchließlich des Wahlgeſetzes,
weil und nachdem dieſelbe von der conſtituirenden Nationalver-
ſammlung, als dem einzig und allein hierzu berechtigten Organ,
beſchloſſen und verkündigt worden iſt, als einem hierdurch fur
alle deutſche Regierungen und Volksſtamme zu Recht beſtehen-
den Geſetze unterwirft, und daß ſie eine Abänderung derſelben
nur auf dem in der Verfaſſung vorgeſchriebenen Wege für zu-
läſſig, ſomit eine Abänderung auf dem Wege der Vereinbarung
für unzuläſſig halte ſie verbindet hiermit den Antrag an die
herzogl. Regierung, dieſelbe möge darauf mit allen Kraften hin-
wirken, daß von denjenigen deutſchen Regierungen, welche ihre
Anerkennung der deutſchen Reichsverfaſſung noch nicht ausge
ſprochen haben, dieſe baldigſt und unbedingt erfolge; ſie beauf-

tragt endlich das Bureau, dieſe Erklärung ſofort zur Kenntniß
der conſtituirenden Nationalverſammlung zu bringen.“

Mannheim, d. 20. April. Bei der heute ſtattgehab-
ten Wahl eines erſten Bürgermeiſters unſerer Stadt, an die
Stelle des von der Regierung nicht beſtätigten gewählten Bür-
germeiſters Brentano, iſt Brentano abermals gewählt
worden.

Der Oeſterreichiſche Correſpondent berichtet aus Wien
vom 18. April Geſtern iſt eine Anzahl Ueberläufer aus
dem ungariſchen Lager eingebracht worden nach ihrer Angabe
hatten einzelne Jnſurgentenchefs ihren Truppenabtheilungen er
öffnet, daß Jedem, der zum k. k. Heere übergehen wolle, der
freie Abzug geſtattet werde; ſie hätten nebſt mehren Andern
von dieſer Geſtattung Gebrauch gemacht.

Ungarn.
Peſth, d. 18. April. Heute ſind zwei ſtarke Brigaden

über Ofen nach Gran rückwärts abmarſchirt. Der Marſch
hatte das Anſehen großer Eile, über die Urſache aber ſind
bloße Vermuthungen im Umlaufe. Gewiß iſt nur, daß in der
Gegend von Komorn etwas Bedeutendes vorgefallen. Die
kaiſerl. Offiziere ſprechen ſchon ſeit geſtern von einem dort er-
rungenen Siege der kaiſerl. Waffen, aber die officiellen Blatter
ſind ganz ſchweigſam.

Die Conſtitutionelle Zeitung enthält folgende Nachricht
Wien, d. 20. April (5 Uhr Abends). Soeben erhalte ich
Nachricht über eine bei Gran ſtattgefundene Schlacht,
in welcher die Ungarn, total geſchlagen, 2000 Gefangene ver
loren haben.

Jraltenm.
Florenz, den 13. April. Die ſo ploitzlich eingetretene

Reaction zu Gunſten des vertriebenen Großherzogs iſt eine ganz
vollkommene geweſen, indem nach den einlaufenden Berichten
in allen Theilen des Landes in unglaublicher Schnelle die überall
errichteten Freiheitsbäume niederfielen und die großherzoglichen
Wappen dagegen wieder aufgeſtellt wurden. Selbſt in Livorno
ſcheinen bis jetzt, wie man befurchtet hatte, keine bedeutenden
Unruhen vorgefallen zu ſein, inzwiſchen iſt doch die Verbindung
dahin durch die Eiſenbahn einſtweilen eingeſtellt worden. Die
verhaßte Munizipalgarde iſt bereits entwaffnet und auch von
den an den Grenzen ſtehenden Truppen durfte durchaus nichts
zu befürchten ſein, da dieſelben ohnehin zum bei weitem grö-
ßeren Theil heimlich dem rechtsmaßigen Landesherrn ergeben
ſein ſollen. Geſtern Abend wurde die Büſte des Großherzogs
mit Fahnen begleitet unter allgemeinem Jubel herumgetragen
und in allen Straßen durch welche der Zug ging, alle Fenſter
mit Blitzesſchnelle erleuchtet. Von allen Seiten ſtrömen heute,
trotz des anhaltenden Regenwetters, die Bauern aus der Um-
gegend herbei, ſtecken auf Papier gedruckte großherzogliche Wap
pen auf die Hüte und ziehen mit ungeheueren Knütteln in den
Straßen herum, um die Republikaner, welche aber plotzlich un
ſichtbar geworden ſind und den Muth ganz verloren zu haben
ſcheinen nöthigenfalls auf den Kopf zu ſchlagen. Uebrigens
beſtätigt es ſich vollkommen, daß Guerrazzi nicht entkommen iſt.
Derſelbe ſcheint ſeinem bisherigen Glück vertraut und nicht ge-
glaubt zu haben, daß die Sache eine ſo ernſtliche Wendung fur
ihn nehmen konnte. Das Volk verlangte mehrmals ſturmiſch,
ihn zu ſehen, um ſich von ſeinem Daſein ſelbſt zu überzeugen,
da man aber vermuthete, daß Gewaltthätigkeiten gegen ihn un
ternommen werden könnten, ſo wurde dieſem Verlangen nicht
entſprochen. Marcheſe Capponi trat mehrmals auf den Balkon
des Regierungsgebäudes heraus, und verſicherte der verſammel-
ten Volksmenge auf ſein Wort, daß ſich der geſturzte Diktator



in ſicherem gefänglichen Gewahrſam befinde. Heute Nacht wird
derſelbe auf die hinter dem Palaſt Pitti gelegene Fortezza del
Belvedere gebracht werden.

Nach neuen Nachrichten aus Sieilien iſt der Kampf
um Catania ein ſehr hartnäckiger geweſen. Der Angriff be
gann am 4. April und wurde drei Tage fortgeſetzt. Landungs
verſuche der neagpolitaniſchen Schiffe wurden mit großem Ver
luſt zurückgewieſen, aber General Filangieri griff zu Lande die
mit 20 Kanonen beſetzten Höhen bei Aci Reale an, und trieb
die Vertheidiger in die Stadt, welche unterdeſſen von der See-
ſeite bombardirt wurde. Die ſiciliſchen Truppen überſtiegen
auch noch den Wall, aber der Kampf wurde von Straße zu
Straße fortgeführt. Die Neapolitaner haben über 800 M.
verloren.

Frankreich.
Paris, d. 20. April. Jn der heutigen Sitzung der

National- Verſammlung ward über den Geſetzentwurf be-
rathen, nach welchem das nur bis zum 1. Mai geltende Geſetz
wegen der Journal-Cautionen noch bis zum 1. Augnſt in Kraft
bleiben ſoll. Die Commiſſion hatte ſich für den Antrag der
Regierung erklärt, will aber die Caution auf die Hälfte ermaä
ßigt wiſſen, wenn ſie baar erlegt wird. Herr Baze ver-
langt, daß man die Discuſſion bis zum definitiven Preßgeſetze
aufſchiebe und einſtweilen Alles bei dem jetzt Beſtehenden be-
wenden laſſe. Herr Dupont bemerkte, die Commiſſion ſei in
der Mehrheit jeder Zeitungs-Caution abgeneigt, habe aber nicht
die gänzliche Abſchaffung vorſchlagen wollen, damit die Sy-
ſtemsänderung nicht zu plötzlich geſchehe. Nachdem der Prä
ſident ein Schreiben der zu Staatsrathen ernannten Reprä-
ſentanten verleſen hatte, worin ſie die auf ſie gefallenen Wah-
len annehmen und ihren Collegen danken, ſchritt man zur Be
rathung der einzelnen Artikel des Geſetzentwurfes wegen der
Journal-Caution. Herr Baze wollte, daß zuerſt über ſein
Amendement abgeſtimmt werde, wogegen Herr Dupont als
der Geſchäftsordnung zuwider proteſtirte. Leon Faucher er-
klarte, die Regierung beharre auf ihrem Entwurfe die Preß-
Ausſchweifungen hatten hauptſachlich die Juni- Ereigniſſe veran
laßt, und das vorgeſchlagene Geſetz ſei am beſten geeignet, die
wahre Freiheit zu ſchirmen und der Nothwendigkeit einer förm-
lichen Unterdrückung von Journalen vorzubeugen. Sarrans
erklärte die Journal-Cautionen fur antirepublikaniſch, in Nord
america beſtanden ſie nicht. Die Frage Lauſſedat's, ob der
„Moniteur“ ebenfalls Caution geleiſtet, ward von Faucher
bejaht. Der Präſident verlas ein Amendement Ledru-Rol-
lin's, welches alle Journal-Cautionen am 1. Mai aufhoören laſ-
ſen will, bei der Abſtimmung aber mit 423 gegen 226 Stim-
men durchfiel. Der erſte Artikel des Commiſſions-Vorſchlages,
wonach die baare Caution auf die Halfte des jetzigen Betrages
(24,000 Fr.) ermäßzigt werden ſoll, ward nun erörtert. La-
rabit bekämpfte jede Caution als verfaſſungswidrig. Leon
Faucher widerſetzte ſich dem Commiſſions- Antrage Namens
der Regierung, welche denſelben fur eben ſo gefährlich halte, als
das Amendement Ledru-Rollin. Es ward abgeſtimmt und der
Artikel mit 352 gegen 291 Stimmen verworfen, ſodann aber
der einzige Artikel des Regierungsvorſchlages, der einfach die
Verlängerung des beſtehenden Cautions Geſetzes bis zum 1.
Auguſt feſtſetzt, angenommen. Der zweite Artikel des Com-
miſſionsantrages, wonach alle Journale, die 45 Tage vor den
Wahlen neu erſcheinen, cautionsfrei ſein ſollen, fiel wieder mit
381 gegen 261 Stimmen durch. Ueber Artikel 3 des Commiſ-
ſionsantrages, welcher beſtimmt, daß die Journalverkäufer 45
Tage vor den Wahlen von der vorgaängigen Ermächtigung zur
Ausübung ihres Gewerbes durch den Gemeinderath befreit und
bloß gehalten ſein ſollen, eine vorläufige Erklärung beim Ge
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meinderathe einzureichen, entſpann ſich eine längere Debatte,
an deren Schluſſe erſt die einzelnen Paragraphen des Artikels
Annahme fanden und zuletzt, nach langem Hin und Herſtrei
ten über die Art der Abſtimmung, der Artikel als Ganzes mit
328 gegen 311 Stimmen angenommen wurde.

Der heutige „„Moniteur“ enthält folgende Depeſche: Pa
lermo, d. 10. April. Die kleine ſicilianiſche Armee hat ſich,
nachdem ſie die Stadt Taormina verioren in voller Unordnung
aufgeloſt, einige ihrer Offiziere ermordet und die Kriegskaſſe
geplündert. Catania hat ſich ohne Schwertſtreich ergeben. Jn
Palermo herrſcht große Beſtürzung, und Alles laßt darauf
ſchließen, daß es ſich nicht vertheidigen werde. Man fürchtet
Plunderung der Stadt durch die bewaffneten Banden.

Mnan ſchreibt aus Oran vom 9. April: „Hier im Lande
iſt eine Nachricht verbreitet, die ungeheure Aufregung hervor
ruft: Abd el Kader ſolle von der franzöſiſchen Regierung die
Erlaubniß erhalten, nach Mekka zu ziehen! Alle einflußreichen
uns befreundeten Araber erkennen, daß ſolch unzeitiger Akt der
Gnade nur zu unberechenbarer Agitation in dieſem Lande füh-
ren wuürde.“

Marſeille, d. 17. April. Die Militarbehörde hat ſo
eben eine telegraphiſche Botſchaft von Paris erhalten, welche
die Einſchiffung der Diviſion Gueswiller anordnet, ſobald die
zu dieſem Behufe von Toulon geſchickten Dampfer in Marſeille
vereinigt ſind. Die Flotille iſt geſtern in unſern Hafen einge
laufen. Die Truppen, welche abfahren ſollen, haben im Laufe
des Tages ihre Vorbereitungen gemacht. Man verſichert, daß
die Einſchiffung der Truppen, des Gepaäckes und des Mate-
rials heute Vormittags bewerkſtelligt werden wird.

Großbritannien und Jrland.
London, 19. April. Die M.-Chronicle billigt die von Frank

reich nach Jtalien abgeſchickte Expedition vollkommen. Nicht allein
ſei es hohe Zeit geweſen, den elenden Parodieen einer Republik, die
man am Armno und an der Tiber geſpielt, ein Ende zu machen,
ſondern Europa habe auch längſt erwartet, daß Frankreich foörm
lich ſich von Lamartine's Politik der Unguültigkeit feierlicher Ver
träge losſagen werde. Das genannte Blatt ſtellt die gegen die
extremen Republikaner gerichtete Expedition nach Civitavecchia
der gegen die extremen Conſtitutionellen gerichteten Jntervention
Ludwig's XVIII. in Spanien gegenüber und findet, daß das
Ancona der Monarchie von dem Eivitavecchia der Republik be-
ſchämt werde, und daß C. Périer in ſeinen Handlungen als
ein revolutionairerer Staatsmann erſcheine als Odilon-Barrot.
Jſt das engliſche Blatt auch nicht ganz damit zufrieden, daß
der franzöſiſche Conſeils- Präſident Jtalien freie Jnſtitutionen
unter franzöſiſcher Garantie verſpreche, ſo hebt es doch beifällig
hervor, daß ſeit 1830 Frankreich noch nie ſo entſchieden wie
durch dieſe Expedition auf die Politik der Ordnung eingegangen
ſei und ſich praktiſch mit den großen Jntereſſen der europäiſchen
Familie identifizirt habe.

Fonds und Geld-Cours.
Berlin den 23. April.
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Leipzig den 23. April.
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Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und preuß. Gelde.)

Berlin, den 23. April.
Weizen nach Qualität 55—60
Roggen loco 24—-25

ſchwimmend sS6pfd. 24—-25 e.
pr. Frühjahr 82pfd. 232 Br. 231 bz. u. G.

Mai/ Juni 24 Br., 231 G.
Junni,/ Juli 24 Br. 2 G.Juli Auguſt 25 Br., 25 bz.
Sept. /Octbr. 27 Br., 26 G.

Gerſte, große, loco 21-22
kleine 18--19

Hafer loco nach Qualität 14--15
yr. Frühjahr 48pfd. 13 Br., 131 G.

Küböl loco 14 Br. 14 G.
e pr. April 14/, bz. u. Br., 14 G.

April Mai 14 Br., 13/, à 7 bz. u. G.
Mai Juni 138/, Br. 132/, G.
Jnuni/ Juli 131 Br. 13 G.

o Juli Auguſt 13 Br. 131 G.
Aug. Sept. 13 Br., 125 G.

Sept. Oct. 128, Br. 1287, bz.
Octbr. Novbr. 122 Br. 12 G.

Leinöl loco 11 Br.
Lieferung 102 Br.

Spiritus loco ohne Faß 14-14 P bz.
April Mai 14 Br., 14 verk.
Mai/ Juni 14 verk.
Juni Juli 142 Br. 142), verk.
Juli Auguſt 15 Br. 155 G.
Auguſt Sept. 158, Br.

Wafſerſtand der Saale bei Halle
am 23. April Abends 6 Uhr am Unterpegel 8 Fuß 9 Zoll.
am 24. April Morgens; 6 Uhr am Unterpegel 8 Fuß S Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 23. April Nr. 7 und 3 Zoll.
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Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 23. bis 24. April-

Jm Kronprinzen Hr. Paſtor Bode m. Frau a. Jlfeld. Hr. Graf
v. d. Schulenburg a. Emden. Die Hrrnu. Kaufl. Herz a. Berlin,
Wellheim a. Speier. Hr. Major v. Rodowsky u. Hr. Lieut. Pape
a. Torgau. Hr. Tonkünſtler de Vigny a. Paris.

Stadt Zürich Hr. Diviſions General Fürſt v. Radziwill Durchl. a.
Torgau. Hr. Prem. Lieut. u. Adjut. v. Kuckowsky a. Torgau. Hr.
Jntendantur-Rath Löwe a. Frankfurt. Hr. Gaſthalter Wiederow a.

Sommerfeld u.
Seifarth a. Braun-

Hr. Hauptm. v. Hartwig a. Star

Magdeburg. Hr. Buchhdlr. Röder a. Wriezen. Hr. Stud. jur. Möl-
ler a. Berlin.

Goldnen Ring: Die Hrru. Kaufl. Rennbahn a. Eſchwege, Haupt
mann a. Heiligenſtadt, Heyne a. Magdeburg Pertſch a. Coburg.
Hr. Gutsbeſ. Leonardi a. Neuſtrelitz.

Engliſcher Hof: Hr. Apotheker Urbani a. Magdeburg. Hr. Fabrik.
Baumann a. Potsdam. Hr. Rent, Menn a. Dresden. Hr. Kaufm.
Schirmer a. Zwickau.

Goldnen Löwen Die Hrru. Kaufl. Tuls a. Berlin Knopf a. Po
ſen, Steinkopf a. Waldenberg. Hr. Rentier Raſchke a. Angermünde.
Hr. Freih. v. Wiedebrand a. Gumbinnen. Hr. Agent Redieſus a.
Hamburg.

Stadt Hamburg Die Hrrn. Kaufl. Schulenburg,
Cohn a. Nordhauſen Kunkel a. Dingelſtedt,
ſchweig, Friedrich a. Hamburg.
gardt.

Schwarzen Bär: Die Hrru. Kaufl. Müller a. Magdeburg, Zille g.
Bamberg. Hr. Fabrik. Encke a. Jlmenau. Hr. Literat Müller m.
Tochter a. Nordhauſen. Hr. Lederhdlr. Deglienne a. Lüttich.

Goldne Kugel Hr. Gutsbeſ. Wetzel a. Ebersdorf. Die Hrrnu. Kaufl.
Scharf u. Jcke a. Bremen, Feller a. Reichenbach. Hr. Mühlenbeſ.
Müller a. Schönebeck.

Zur Eiſenbahn: Hr. Rittergutsbeſ. v. Schorlemmer a. Mecklenburg,
Die Hrrnu. Kaufl. Reuter a. Berlin, Sauer a. Magdeburg Würgen
a. Offenbach. Hr. Oekon. Langenſtedt a. Querfurt.

Vereinigte Gemeinde.
Sonntag, den 29. April 9 Uhr, Herr Prediger Bauer

aus Dresden. ((Heiliges Abendmahl.)

a
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Bekanntmachungen.
Auction.

Montag den 7. Mai d. J. u. folg.
Tage Nachmittags 2 Uhr wird der Mobi-
liarNachlaß des verſtorbenen Bürger
Gottlob Mente, beſtehend in Gold
und Silber-Geſchirr, goldenen Ringen,
Uhren, einem eiſernen Kanonofen, 1 zwei-
ſpännigen Leiterwagen und 1 einſpannigen
Kaleſchkorbwagen, 2 Wagenwinden, Meu
bles, Haus und Küuüchengeräth, Klei-
dungsſtucken, Betten Wäſche u. a. Sa-
chen gerichtlich verauctionirt werden.

Gräwen, Auct.-Comm.

Bekanntmachung.
Mühlenverkauf reſp. Verpachtung.

Die von unſerm Ehemanne reſp. Va-
ter, dem Muhlenbeſitzer Auguſt Baum-
bach zu Dorndorf 2 Stunden von
Jena und 1 Stunde von Camburg ent-
fernt nachgelaſſene Mahl-, Oel- und
Schneidemuhle nebſt Zubehoöör, ſoll

den 8. Mai dieſes Jahres
Vormittags 10 Uhr,

vorbehaltig obervormundſchaftlicher Zuſtim-
mung, verkauft werden.

Kauf und erſtehungsfaäähige Perſonen
werden eingeladen, ſich gedachten Tages
in dem Mühlgebäude zu Dorndorf ein
zufinden und ihre Gebote, nachdem ſie
ſich uber ihre Vermoögensverhältniſſe genuü-
gend ausgewieſen haben abzugeben.

Für den Fall, daß kein annehmliches
Gebot gethan wird, ſoll die Verpachtung
der Mühle Nachmittags 3 Uhr erfolgen.
Pachtliebhaber, welche ſich ebenfalls wegen
ihrer Zahlungsfähigkeit ausweiſen müſſen,
ladet man hierzu ein.

Die Bedingungen, unter denen der Ver-
kauf der Mühle reſp. deren Verpachtung er
folgen ſoll, werden im Termine ſelbſt be
kannt gemacht werden, koönnen aber auch
zuvor bei uns eingeſehen werden.

Dorndorf bei Dornburg, den
14. April 1849.

Mathilde Baumbach geb. Kauf-
mann.

Moritz Kaufmann, als Altersvor-
mund der Geſchwiſter Baumbach.

Donnerstag den 26. d. M. Vor-
mittags 10 Uhr ſoll in der hieſigen Ci-
chorienfabrik ein maſſives Stallge-
bäude nebſt allem Zubehör zum
ſofortigen Abbruch meiſtbietend gegen gleich
baare Zahlung verkauft werden.

Brandt,
Auct.-Commiſſar und Taxator.

Gute Speiſe- und Saamenkar-
toffeln ſind zu verkaufen in Zöberitz

Nr. 14.
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zu Johannis d. J. eine ſich zur ſelbſtſtän
digen Fuhrung der Viehwirthſchaft und
des Molkereiweſens qualificirende Perſon
von geſetzten Jahren, die ſich über ihre
Sittlichkeit und Tüchtigkeit auszuweiſen
vermag, geſucht. Man bittet ſich dieſer-
halb an den Wirthſchafts-Jnſpector Hö-
nicke auf Altpouch bei Bitterfeld zu
wenden.

Ein ausgezeichnet großes fettes Schwein
ſteht zum Verkauf auf dem Rittergute
Altpouch bei Bitterfeld.

HausVerkauf.
Jn einer Regierungsſtadt der Provinz

Sachſen ſteht ein Haus im beſten bauli-
chen Zuſtande aus freier Hand zu verkau-
fen. Daſſelbe liegt in einer vortheilhaften
Lage und enthält 14 heizbare Stuben,
9 Kammern, 3 Küchen, 1 Waſchhaus,
3 Keller, 6 groößere und kleinere Boöden,
Brunnen, Wagenremiſe, Stallung fur
12 Pferde, 4 Torfſſtaälle und 2 Schweine-
ſtälle, großen Hofraum mit Einfahrt, nebſt
Garten und Gartenhaus. Außerdem ent-
halt daſſelbe einen großen Laden, worin
ſeit 20 Jahren ein ſchwunghaftes Mate-
rialgeſchäft betrieben wird.

Das Nähere ertheilt hierüber der Kauf-
mann J. G. Brüder zu Merſeburg.

Ritterguts- Verpachtung.
300 M. Morgen Feld und 100 Morgen

Wieſe. Erforderlich 5000 A.
A. Nicolai, Leipziger Straße Nr. 1614.

Ein gelber Schweißhund, auf dem
Halsband ein Schild mit dem Namen
„„V. Münchhausen“ tragend, iſt abhanden
gekommen. Wer ſelbigen auf hieſigem
PolizeiBureau abgiebt, ſoll eine gute Be
lohnung erhalten.

Ein ordentlicher zuverläſſiger Haus
knecht wird ſofort verlangt im Engliſchen
Hof.

Feldſchlößchen.
Heute, Mittwoch, Geſellſchaftstag.

Jn eine mittlere Landwirthſchaft wird Maille.
„Heute, Mittwoch, Geſellſchaftstag und

friſchen Speck und andern Kuchen bei
W. Bügler.

Einen Lehrling, Sohn acht-
barer Eltern, ſucht die Tuch-
handlung von

Auguſt Adlung.
Das Haus mit Garten und zugelege

nem Acker, Nr. 77 zu Giebichenſtein
nahe am Bad Wittekind, ſteht ſofort zu
verkaufen. Nähere Nachricht, Oberglaucha
in Halle Nr. 1888.

Ein junges dunkelbraunes Pferd ſteht
wegen mangelnder Beſchaftigung zu ver
kaufen große Markerſtraße Nr. 458.

Zum Geſellſchaftstag
Mittwoch d. 25. d. M. ladet ein Rat ſch
in Böllberg.

Gutsverkauf.
Das sub Nr. 27 zu Schotterei bei

Lauchſtedt belegene Bauergut, beſtehend
aus guten Wohn und Wirthſchaftsgebaäu-
den, Garten, Gemeindetheilen und 20
Morgen Feld, ſoll

am 7. Mai d. J. Vorm. 10 Uhr
im Gaſthofe zu Schotterei öffentlich
an den Meiſtbietenden aus freier Hand
verſteigert werden.

Morgen fruh 8 Uhr Wellfleiſch, Nach
mittags von 4 Uhr an friſche Wurſt und
Wurſtſuppe. Hummelmann.

Halle, den 25. April 1849.

Einem geehrten Publikum die ergebenſte
Anzeige, daß der zweite Radegaſter
Jahrmarkt in dieſem Jahre den dreißig-
ſten (30.) April fällt und abgehalten wird.

Radegaſt, den 22. April 1849.
Der Stadtrath

C. Saxenberger.

mit den

feſtgeſetzt iſt.
Lauchſtädt, im April 1849.

Die Hagelſchäden-Verſicherungs- Geſellſchaft zu Erfurt,
deren Mitglieder ſich im vorigen Jahre um 1926 Theilnehmer vermehrte, zahlte an
776 verhagelte Mitglieder 118,804 20 J 5 H. Entſchädigungen fur erlittene
Verluſte, und konnte bei dem allgemeinen fühlbaren Geldmangel, der durch ein Sin
ken aller Fruchtpreiſe noch geſteigert wurde, ihre Verbindlichkeiten dennoch prompt
erfüllen. Beim Herannahen der diesjährigen Verſicherungszeit empfehle ich mich hier

Herren Oekonomen zur Annahme von Verſicherungen und bemerke zugleich
daß die Prämie für Halmfrüchte auch fur dieſes Jahr mit für Oelfrüchte 1

E. G. Kamprath,
Special Agent.



Beute, Mittwo ch, von Nachmittags 3 Vr an Garten-

ConCert in der WMeintraube.
Sadtmersöe e or[s.

Der größte Nutzen für Herren!!
Meine Herren, wollen Sie ſich mit wirklich reellen und modernen Kleidungsſtücken verſehen, ſo bemühen Sie ſich nach

dem unterzeichneten Lokale, wo Jhnen die Gelegenheit geboten wird, die nobelſten und eleganteſten Gegenſtände für einen ſo
enorm billigen Preis einzukaufen, daß bei den meiſten Gegenſtänden kaum das Oberzeug bezahlt iſt. Das Lager enthält eine
große Auswahl der feinſten Tuchröcke, Tuch- und Bucks! in Hoſen in den nobelſten Deſſeins,
die eleganteſten Weſten, Schlaf-, Haus und Reiſe-Nöcke, doppelt wattirt in den
verſchiedenſten Stoffen, Twins zum Ueberziehen und ohne Rock zu tragen, das Neueſte in dieſer Saiſon, Sommer-

Röcke und Hoſen der verſchiedenſten Art.
Man verwechſele dieſe Anzeige nicht mit den gewöhnlichen Marktſchreiereien, da das Lager beſtändig am hieſigen Platze

bleibt und nur gediegene Sachen liefert, daher ſich auch aller Preisnotirung enthalten wird. Man überzeuge ſich durch den
Augenſchein von der Wahrheit dieſer Anzeige im

Berliner Herren Kleider-Magazin,
Kleinſchmieden, der EngelApotheke gegenüber.

amDie Hagelſchadenverſicherungsgeſellſchaft zu Erfurt etallbuchſtaven
vergütete im Jahre 1848 an 776 ihrer Mitglieder die Summe von 118,804 J eigner Fabrik e r u. echter
20 5 und fährt auch in dieſem Jahre fort zu den billigſten Beiträgen Ver dauerhafter u. er Oelvergoldung, em
ſicherungen gegen Hagelſchlag abzuſchließen. pfiehlt zu den bi igſten Preiſen

Die für dieſes Jahr bereits verbundene Geſellſchaft beſteht aus 6181 Mitglie- Louis Dietrich
dern mit circa 8,000,000 Verſicherungsſumme. aus Berlin,Die unterzeichneten Agenten laden zu fernerer Theilnahme ein Statuten, An Rathhausgaſſe Nr. 254.
tragsformulare c. können bei ihnen in Empfang genommen werden auch werden ſie Beſtellungen von Außerhalb werden
gerne jede Auskunft ertheilen, bei Anfertigung der Anträge bereitwillig zur Hand prompt ausgeführt unter Angabe der
gehen, und den Abſchluß der Verſicherungen nach ihrer Jnſtruction prompt beſorgen. Größe und Schriftart der Buchſtaben.

Ferdinand Ackermann in Eisleben.

C. A. Horn in Sangerhauſen. W 27G. Des in Allſtädt. i Firmas Lch. Stöbe in Querfurth. werden in den modernſten Schriftarten in8 Prater in Bibra Gold und Farbe ſauber und billig geſchrie-
ben. Probeſchilder in allen Farben undRudolph Bieler in Naumburg.

Leopold Meißner in Merſeburg.
Bürgermeiſter Kamprath in Lauchſtädt.

Schriften liegen jederzeit zur Anſicht bereit.

Louis Dietrich,
Kaufmann Galle in Schaafſtädt. Rathhausgaſſe Nr. 254.
Carl Lindner in Schkeuditz. xrade Heyland in Weißenfels. Sommerwohnungen ſind noch auf der
en. Brohmer in Freiburg. Weintraube zu vermiethen.

Eine reiche Auswahl ganz neuer Spazierſtöcke, ſehr verſchie- ioti im indenartige Degenſtöcke, Lederſidcte mit Sietkaopf empfiehlt billigſt r r en t t t
Friedr. Ant. Spieß am Waiſenhauſe. wochs Abends von ſieben Uhr an.

Bekanntmachung. Den geehrten Mitgliedern meines Ge Der Vorſtand.
Das Fahren über die bei Zappen- ſangvereins zur Nachricht, daß heute m 7dorf über die Salzge führende Brücke 25.) die Uebungen ausfallen. Dagegen Conſtitutioneller Bürgerverein.

wird wegen des ſehr defekten Zuſtandes mögen ſich heute über 8 Tage (2. Mai) Sitzung Mittwoch (25. April) Abends
derſelben hierdurch unterſagt. halb 8 Uhr Damen und Herren wieder 7 Uhr im Kühlenbrunnen. Tagesord-
Zappendorf, d. 23. April 1849. recht zahlreich einfinden. nung Hypothekenbank. Sparkaſſen. Bür

Die Ortsbehörde. A. Schiborr. gerhalle.
Gebauerſche Buchdruckerei
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Beilage zu Nr. 95 des Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Mittwoch, den 25. April 18A9.

Die deutſche Frage in der zweiten Kammer zu
Berlin.

Halle, d. 23. April. Nachdem die erſte Kammer am
20. d. über die deutſche Frage ſich abermals ausgeſprochen, nahm
am folgenden Tage die zweite Kammer eine umfaſſendere Ver
handlung über dieſelbe Angelegenheit auf. Anlaß zu der Ver-
handlung gab folgender von Rodbertus am 13. April geſtellter
und von Mitgliedern der linken Seite zahlreich unterzeichneter
dringlicher Antrag:

„Die Kammer wolle folgenden Beſchluß faſſen:
„Jn Erwägung, daß bei den Verwickelungen der euro

„päiſchen Verhältniſſe und der eignen Lage des Vaterlandes
„die baldige Verwirklichung eines den Erwartungen des deut
„ſchen Volkes entſprechenden öffentlichen Rechtszuſtandes in
„Deutſchland dringendes Bedürfniß iſt daß es Pflicht
„der deutſchen Einzelſtaaten iſt, zur baldigen Herbeiführung
„eines ſolchen Rechtszuſtandes nach Kräften mitzuwirken
„daß ein ſolcher Rechtszuſtand nur dann in kürzeſter Friſt
„ins Leben gerufen werden kann, wenn die deutſchen Einzel-
„ſtaaten ſich der von der deutſchen Nationalverſammlung be-
„ſchloſſenen Verfaſſung nicht entziehen erklärt die zweite
„Kammer:
1) „daß ſie den in der Cirkularnote vom 3. April d. J.

„von der Regierung Sr. Majeſtät betretenen Weg der
„Vereinbarung der deutſchen Einzelſtaaten unter ſich und
„mit der deutſchen Nationalverſammlung als ungeeignet
„zur baldigen Herbeiführung eines entſprechenden ofſent-
„lichen Rechtszuſtandes in Deutſchland entſchieden miß-
„billigt;

2) „daß ſie insbeſondere in der Verwirklichung deſſen, was
„dieſe Note über die Modalitäten eines weitern und die
„eventuelle Form eines engern Bundes andeutet, eine
„Täuſchung der Erwartungen Deutſchlands erblicken
„wurde

3) „daß ſie vielmehr ihrerſeits die von der deut-
ſchen Nationalverſammlung vollendete Ver-
„faſſung, ſo wie ſie nach zweimaliger Leſung
„beſchloſſen worden, als rechtsgiltig aner-
„kennt und die Ueberzeugung begt, daß eine
„Abänderung derſelben nur auf dem von der
„Verfaſſung ſekbſt vorgeſehenen Wege zuläſ-
„ſig i ſt.“

Am 14. April wurde zur Begutachtung des Antrags eine be-
ſondere Kommiſſion ernannt ſie beſtand aus 21 Mitgliedern:
Heidenreich, Oſterrath, Treplin, Urlichs, VoigtsRheetz, v. Arnim,
v. Schlotheim, Schmitz, Lenſing, Wernich, Troska, Schmitz und
Vincke von der rechten, dagegen von der Linken aus Berg,
Pape, Riotte, Sperling, Knauth, Rodberkus, Arntz und Schlick.
Die Kommiſſion ſtattete durch ihren Referenten von Vincke
folgenden Bericht am 21. d. in der Kammer ab:

Die unterzeichnete Kommiſſion hat den Antrag mit 11 gegen 9 Stim-

Hohe Kammer zur Abgabe einer Erklärung irgend einer Art genügenden
Anlaß erhält. Die Minderheit glaubt gerade darin daß jenes Reſultat

5 unbekannt und zweifelhaft iſt, eine dringende Veranlaſſung finden zu müſ-
ſen, mit den Anſichten der Hohen Kammer vor den Augen des geſammten
Vaterlandes in ſeiner wichtigſten Angelegenheit hervorzutreten; ſie erachtet
dieß um ſo zeitgemäßer, als mit dem heutigen Tage die in der gedachten
Cirkularnote vorausgeſetzte 14tägige Friſt abgelaufen iſt, binnen welcher
die Regierung Sr. Majeſtät des Königs zur Abgabe einer beſtimmten
Erklärung in den Stand geſetzt zu ſein meinte.
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In der Sache ſelbſt kann die Mehrheit der Kommiſſion namentlich
a den beiden letzten Punkten des Antrages ſich nicht einverſtanden er

ären.
Denn wenn ad 3 des Antrages der Hohen Kammer angeſonnen wird,

ihrerſeits die von der Deutſchen National Verſammlung vollendete Ver
faſſung, ſo wie ſie nach zweimaliger Leſung beſchloſſen worden, als rechts
gül tig anzuerkennen, ſo erſcheint dieſer Antrag weder mate-
riell noch formell begründet. Nicht materiell, weil nach Maß
gabe der Bundestagsbeſchlüſſe vom 30. März und vom 7.
April v. J., welche die Grundlage der Wahlgeſetze und ſo
mit des Mandates der einzelnen Mitglieder bilden, die
Deutſche Nationale Verſammlung nur befugt iſt, das Deut
ſche Verfaſſungswerk zwiſchen den Regierungen und dem
Volke zu Stande zu bringen, weil ſie demnach der Befug-
niß ermangelt, ohne die Zuſtimmung der betreffenden Deut
ſchen Regierungen endgültig die Verfaſſung feſtzuſtellen.
Ferner formell nicht, weil nach H. 111. der Verfaſſung vom
5. Dezember v. J. es dem Könige vorbehalten iſt, falls durch
die für Oeutſchland feſtzuſtellende Verfaſſung Abänderun-
gen des gegenwärtigen Verfaſſungsgeſetzes nöthig werden
ſollten, dieſelben anzuordnen; während die Kammern
dann bei ihrer nächſten Zuſammenkunft nur darüber Be
ſchluß zu faſſen haben, ob die vorläufig angeordneten
Abänderungen mit der Deutſchen Verfaſſung in Ueberein-
ſtimmung ſtehen; woraus zu folgern ſteht, daß eine förmli-
che Erklärung über die Rechtsgültigkeit und die Annahme
der Deutſchen Reichsverfaſſung nur der Regierung Sr. Ma-
jeſtät des Königs vorbehalten iſt.

Jſt nun aber ohne die Zuſtimmung der betreffenden Regierungen die
Deutſche Verfaſſung für dieſelben nicht verbindlich, ſo iſt der Fall vecht
lich möglich, und er iſt, wie aus den neueſten Erklärungen der öſter
reichiſchen Regierung erhellt, in Bezug auf Oeſterreich faktiſch eingetreten
daß einzelne Staaten der Deutſchen Reichs- Verfaſſung zur Zeit ſich entzie
hen und dem durch dieſelbe zu begründenden Bundesſtaate ſich nicht an
ſchließen. Jn dieſem Falle würde derſelbe, wie auch die Hohe Kammer
bereits in der Antworts- Adreſſe auf die Thronrede unterſtellt hat, nur für
diejenigen Deutſchen Staaten welche ſich ihm freiwillig angeſchloſſen ha
ben für jetzt zu Stande kommen während den übrigen der Beitritt je-
derzeit freiſtände und ſo lange, bis derſelbe erfolgt, es fur ſie min-
deſtens bei den durch die Bundes- Akte von 1815 begrün-
deren Rechten und Verbindlichkeiten verbliebe.

Wenn daher die Antragſteller ad 2 ihres Antrages „in der Verwirk
lichung deſſen, was dieſe Note (vom 3. April) über die Modalitäten eines
weiteren und die eventuelle Form ſeines engeren Bundes andeutet, eine
Täuſchung der Erwartungen Deutſchlands“ erblickt wiſſen wollen ſo ließe
dieſer Ausſpruch nur etwa als die Aeußerung der Gefühle der ein
zelnen Mitglieder der Hohen Kammer den dem Deutſchen Bundes
ſtaate abgeneigten Staaten gegenüber ſich vertreten, zu einer ſolchen
Aeußerung iſt aber die Kammer nicht berufen. Sollte darunter indeß, wie
nach dem Zuſammenhange mit Paſſus k. anzunehmen, eine Kritik der
mehrerwähnten Circularnote bezweckt ſein, ſo iſt dieſelbe in dieſer Bezie
hung nicht begründet. Denn nicht der Politik der preußiſchen Regierung,
welche einzelnen Deutſchen Staaten gegenüber vielleicht nur zu große Will
fährigkeit bewieſen hat, iſt es beizumeſſen, ſondern von ihr jederzeit als
eine beklagenswerthe Thatſache bezeichnet worden wenn einzelne Deutſche
Regierungen vermöge der Eigenthumlichkeit ihrer Stellung oder aus Par
tikularismus nicht zu dem Entrſchluſſe gelangen mochten ihre Sonderinter-
eſſen auf dem Altare des Vaterlandes zum Opfer zu bringen. Die preu
ßiſche Regierung vermag weder den Rechtspunkt willkürlich feſt
zuſtellen, noch die Thatſachen einſeitig zu ändern, ſie hat
dieſelben nur zu konſtatiren und ähnliche Schritte zu ver-
meiden.

Die Kommiſſion hat im Uebrigen, die Erwägungen des Antrages
theilend, in reifliche Erörterung gezogen welcher Weg nach der gegen-
wärtigen Lage der Sache von der Regierung Sr. Majeſtät des Königs

men nicht als dringlich anerkennen können, weil nach Anſicht einzuſchlagen ſein dürfte, um Preußen die ehrenvolle Stelle zu ſichern,
der Mehrheit zuvörderſt das Ergebniß der in Folge der Cirkularnote vom
3. d. M. gepflogenen Verhandlungen abgewartet werden muß, bevor die

welche das Vertrauen der Vertreter des Deutſchen Volkes in Deutſch
land ihm anweiſen will und dem enzeren, wie dem weiteren Vater-
iande ſchwere Kriſen zu erſparen.

Die Mehrheit iſt der Anſicht, daß, als die Deputation der Deut
ſchen National- Verſammlung Sr. Majeſtät dem Könige, auf Grund der
verkündigten Deutſchen Reichs- Verfaſſung die Würde eines Oberhauptes
des Deurſchen Reiches antrug, die Räthe der Krone zur An
nahme derſelben unter Vorausſetzung der Zuſtimmung der
Deutſchen Regierungen hätten ratyen ſollen.

Jn dieſer Vorausſetzung war der Rechtspunkt, wie er vorſte-
gend entwickelt worden, vollſtändig gewahrt, es war den übrigen Re
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gen und Bedrängniſſen in patriotiſcher Verleugnung aller Sonder-Keſtrebengen, ſich leiten ließ die verdiente Anerkennung zuwandte,

gend eine, geſchweige denn eine zufriedenſtellende Mit-
theilung zu erhalten. Noch weniger aber haben wir erfahren kön-
nen, in welcher Richtung, namentlich der patriotiſchen Erklärung
der erwähnten 29 Regierungen gegenüber die Jnſtruktionen des preu-
ßiſchen Bevollmächtigten bei der Deutſchen Centralgewalt ſich bewegen.

Wir müſſen wünſchen daß derſelbe mindeſtens jetzt zur Annahme
der Verfaſſung und der auf Grund derſelben angebotenen Oberhaupts-
würde über die dem engeren Bundesſtaate beigetretenen reſp. noch beitre-
tenden Staaten inſtruirt, und daß ſomit in den Weg eingelenkt werde,
welcher mit der Ausſicht auf günſtigeren Erfolg von Hauſe aus hätte be-
treten werden ſollen.

Aus dieſen Gründen beehrt ſich die Kommiſſion mit einer Majorität
von 13 gegen 7 Stimmen, welche letzteren aus den wider die Dring-
lichkeit angeführten Gründen gegen dieſe Erklärung ſich ausſprechen zu
müſſen glaubten der Hohen Kammer folgenden Beſchluß zur Annahme
zu empfehlen:

Jn Erwägung
daß bei den Verwickelungen der Europäiſchen Verhältniſſe und
der eigenen Lage des Vaterlandes die baldige Verwirklichung eines
den Erwartungen des Deutſchen Volks entſprechenden öffentlichen
Rechts-Zuſtandes in Deutſchland dringendes Bedürfniß iſt
daß es Pflicht der Deutſchen Einzelſtaaten iſt, zur baldigen Her
beiführung eines ſolchen Rechts Zuſtandes nach Kräften mit
zuwirken
daß ein ſolcher Rechts Zuſtand nur dann in kürzeſter Friſt

ins Leben gerufen werden kann, wenn die Deutſchen Einzelſtaaten
ſich der von der Deutſchen National- Verſammlung beſchloſſenen Ver-
faſſung nicht entziehen,

erklärt die zweite Kammer:
1) daß ſie den in der Cirkularnote vom 3. April d. J. von der Re

ierung Sr. Majeſtät betretenen Weg jetzt in ſeiner weiteren VerPigang zur baldigen Herbeiführung eines entſprechenden öffentli-

chen Rechtszuſtandes in Deutſchland als geeignet nicht erachtet;
2) daß ſie vielmehr die Annahme der von der deutſchen National-

Verſammlung Sr. Majeſtät gebotenen Würde eines Oberhauptes
des Deutſchen Reichs auf den Grund der Deutſchen Reichsverfaſ-
ſung und unter Vorausſetzung der Zuſtimmung der
Deutſchen Regierungen als den geeignetſten Weg
betrachtet haben würde, und es als wünſchenswerth bezeichnen muß,
daß auf denſelben mit Rückſicht auf die gegenwärtige Sachlage
wieder eingelenkt werde.
Hierauf vertheidigte Rodbertus die von der Kommiſſion

abgelehnte Dringlichkeit des Antrags mit wenigen und wahr

haft nichtsſagenden Worten. Es war ihm endlich Gelegenheit
geboten, ſich auf dem Felde, wo er vorgiebt, vorzugsweiſe hei-
miſch zu ſein, als politiſche Größe zu zeigen und ſich über die
wichtigſten deutſchen Verfaſſungsfragen zu verbreiten, um dar
zuthun, wie dringend ein entſcheidender Ausſpruch der Kammer
ſei. Statt deſſen zog er aber vor, die Sache mit folgender
Phraſe faſt hochmüthig zu umgehen „wer die Dringlichkeit des
Antrags nicht fühlt, dem werde ich ſie kaum begreiflich machen
können.“ Nach dieſem auffallenden, oder vielmehr ganz natur
lichen Geſtändniß erging ſich Camphauſen in allerlei Ver
ſuchen, die Dringlichkeit nicht anzuerkennen. Er vertheidigte
das Verfahren der Regierung und lobte die niedrige und klein-
liche Politik der miniſteriellen Liliputer, welche den Genius
Preußens nicht kennen und vor dem Siegeskranze der Kühnheit
zurückſchrecken. Erſieht in dem gegenwärtigen zaghaften Ver-
fahren der preußiſchen Regierung ſogar nur gute Erfolge und
denkt nicht daran, daß dieſe Erfolge trotz der preußiſchen Ka-
binetspolitik erreicht ſind. „Jch frage Sie, hat denn die vor-
läufige Nicht Annahme der Verfaſſung Gefahr gebracht Man
hat geſagt, es werde nun nichts zu Stande kommen, und jetzt
ſind im Gegentheil 29 (32) Regierungen zuſammengetreten und
haben ſich für die Verfaſſung erklärt und mehrere werden nach-
folgen. Jch erblicke alſo in dem Erfolge der Politik Preußens
nur Gutes und Heilſames, ja durch dieſelbe iſt der Schein des
Egoismus von unſerm Vaterlande abgewandt. Und wenn man
ſagt, das Feuer der Begeiſterung iſt durch dieſelbe erloſchen,
ſo meine ich, wenn eine Begeiſterung ſo ſchnell erlöſchen kann,
dann iſt es nicht zu beklagen, wenn ſie erloſchen iſt.

Ohne Zweifel ſind die erſten heftigen Stürme beruhigt, die
den Ausbruch eines allgemein im Volke verbreiteten politiſchen
Gedankens zu begleiten pflegen, welcher ein Menſchenalter hindurch
mit allen Mitteln der gehäſſigſten Verfolgungsſucht und Ge-
walt unterdrückt wurde. Aber wenn die erſten unvermeidlichen
Zugelloſigkeiten und ſchmarotzeriſchen Auswüchſe der erſten Be
geiſterung abgethan ſind, ſo iſt doch die Begeiſterung ſelbſt für
einen kräftigen deutſchen Bundesſtaat im Volke ſo wenig er-
ſtorben, daß das Nicht zuſtandekommen der deutſchen National-
einheit mit den größten Gefahren für diejenigen verbunden ſein
dürfte, denen die Vereitelung der Volkswünſche zugeſchrieben
wird. Der geſammte gebildete und beſitzende Bürgerſtand fordert
die Gründung eines lebenskräftigen einheitlichen Bundesſtaates,
es iſt nicht jene demagogiſche Jugend, die früher Deutſchland
mit der Ausführung allerlei politiſcher Träumereien begluücken
wollte, ſondern es ſind diejenigen Klaſſen, von der monarchiſchen
Einheit und Freiheit Deutſchlands durchdrungen, in welchen die
Regierung die Grundſäulen des Staates zu achten und zu
reſpektiren hat. Jſt daher zum Glück für die Möglichkeit der
Ausführung jene Uebetſchwenglichkeit der erſten Begeiſterung
endlich in ihr Maß zurückgetreten, ſo iſt die Begeiſterung, die
zur Forderung ſich ſteigernde Ueberzeugung ſelbſt nicht erloſchen,
im Gegentheil iſt ſie gereinigt von unklarer Beimiſchung jetzt
um ſo entſchiedener und kraftiger, als ſie gerade jetzt erſt die
Ausführbarkeit der Nationalidee garantirt. Mogen ſich die Re
gierungen hüten vor dem Wahne, als ſehne ſich das Volk nach
Ruhe um jeden Preis und als habe der einſichtsvolle und be
ſitzende Staatsbürger im vergangenen Sturmjahre das Chaos
der Demokratie ausſchließlich deshalb bekampft und überwunden,
um der Regierung im Sinne der alten Zeit den Beweis
bureaukratiſcher Loyalität zu geben ein ſolcher Wahn durfte
ſich über kurz oder lan, bitter enttäuſchen!

Nach der wenig geſchickten Rede Camphauſens wurde die
Dringlichkeit des Antrags mit 216 gegen 113 Stimmen
anerkannt.

Hierauf ergriff von Vinke das Wort, um das Verfahren
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des auswärtigen Miniſters gebührend zu bezeichnen.
z. B. in England parlamentariſche Sitte, daß, wenn Comités
ernannt ſind, um eine Frage für das Plenum vorzubereiten,
dort die Räthe der Krone alle gewünſchten Anſchlüſſe ertheilen,
unter Umflaänden und nach Lage der Sache ſo, daß die Mit-
theilungen nur zur Jnſtruktion der Kommiſſion, keineswegs zur
Vorlage im Plenum und zur weitern Veroffentlichung dienen.
Gerade hierin beſteht eine wichtige Seite der Wirkſamkeit der
Kommiſſionen. Die preußiſche Regierung ſcheint dieſes parla-
mentariſche Recht nicht zu billigen. Darüber beſchwerte ſich
Vincke in folgenden Worten

Abg. v. Vincke: Jch erlaube mir noch einige Worte dem eben
verleſenen Berichte hinzuzufügen. Wir hätten erwarten dürfen daß
der Miniſter des Auswärtigen fich ſelbſt in die Kommiſſion bemüht
hätte; zwar hat er einen Stellvertreter dahin geſchickt, allein dieſer
war nicht im Stande uns irgendwie genügende Auskunft über den
Stand der Angelegenheit zu geben. Jn dieſer Situation haben wir keine
Andeutung erhalten darüber wie weit die Verhandlungen mit den übrigen
deutſchen Bevollmächtigten gediehen ſind. Jch bin der Anſicht (der Redner
ſpricht dies mit großer Heftigkeit und Erbitterung) daß das Miniſterium
es der hohen Kammer ſchuldig iſt, ausführliche Mittheilungen zu machen,
und daß man es vor Europa nicht wird verantworten können wenn ſie
auch noch heute zu ſchweigen fortfährt.

Miniſter des Auswärtigen v. Arnim: Jch würde mich mit vielem
Vergnügen in den Schooß der Commiſſion begeben haben, wenn ich nicht
durch andere Dienſtgeſchäfte darin gehindert worden wäre (Gelächter),
ich hatte indeſſen meinen Stellvertreter hingeſchickt, mit dem Auftrage,
die nöthigen Aufſchlüſſe zu geben. Wenn derſelbe, die verlangten Jn
ſtruktionen anzugeben, ſich geweigert, ſo mache ich Sie darauf aufmerkſam,
daß es nicht üblich iſt, Jnſtruktionen mitzutheilen ehe ſie veröffentlicht
ſind (Gelächter). Was die Entſchließung der 29 Regierungen betrifft,
ſo erinnere ich mich nicht, ob ſie ſchon damals eingegangen waren
(Heiterkeit), waren ſie ſchon eingegangen, ſo waren ſie gewiß auch ſchon
durch die Zeitungen bekannt. (Oh! Oh! Tumult.) Der mir gemachte
Vorraurf iſt alſo ungerechtfertigt und ich weiſe ihn zurück. (Große Unruhe.)

Der Miniſterpräſident Graf Brandenburg fügte folgende
inhaltsſchwere Worte als Antwort auf die drei oben angeführten
Punkte des Antrags von Rodbertus hinzu:

ad 1) Die Regierung Sr. Majeſtät iſt ſich bewußt, daß ſie den von
ihr in der Circularnote vom 23. Januar betretenen, von beiden Kammern
gebilligten Weg nicht verlaſſen hat, und daß ſie demſelben insbeſondere auch
in der Circulardepeſche vom 3. d. getreu geblieben iſt.

ad 2) Die Regierung Sr. Majeſtät hat von jeher (7) den lebhaften
Wunſch gehegt, daß es gelingen möge, alle deutſchen Staaten zu einem
deutſchen Bundesſtaate zu vereinigen. Sie kann es daher nur ſchmerzlich
bedauern daß eine ſolche Vereinigung in bekannten Verhältniſſen für jetzt
ein unüberſteigliches Hinderniß gefunden hat und erblickt darin eine Täu-
ſchung ihrer eignen Hoffnung. Sie würde aber glauben mit den von bei-
den Kammern in der Antwortsadreſſe auf die Thronrede angedeuteten Wün-
ſchen in Widerſpruch zu treten, wenn ſie ſich durch die angegebenen Ver
hältniſſe wollte abhalten laſſen ihre Beſtrebungen auf die Bildung eine
engern Bundesſtaates zu richten.

ad 3) Daß die von der deutſchen Nationalverſammlung beſchloſſene
Verfaſſung für Deutſchland zu ihrer Rechtsgiltigkeit der Annahme der
deutſchen Regierungen bedarf, iſt ſchon öfter, und zuletzt in dem Berichte
der Kommiſſion überzeugend nachgewieſen. Die Regierung Sr. Majeſtät
hat dem Volke in der Circularnote vom 23. Januar im Vereine mit vie
len andern deutſchen Regierungen die von ihr für nothwendig erachteten
Abänderungen der Verfaſſung, wie ſie aus der erſten Leſung hervorgegan-
gen war, zur Kenntniß der deutſchen Nationalverſammlung gebracht.
Sie gab fich der Hoffnung hin, daß es auf dieſem Wege gelingen werde,
der Verfaſſung eine Geſtalt zu verſchaffen, in welcher ſie zur Annahme
geeignet geweſen wäre. Leider, leider iſt dieſe Hoffnung nicht in Er
füllung gegangen! Die von der Regierung Sr. Majeſtät in Gemeinſchaft
mit andern deutſchen Regierungen aufgeſtellten Erinnerungen ſind bei der

iweiten Leſung der Verfaſſung größtentheils ganz, ganz unberückſichtigt
Dieſelbe hat überdies bei der zweiten Leſung noch einige Ab

Es iſt änderungen erlitten welche die Regierung Sr. Majzeſtät? nur für höchſt
nachtheilig erachten kann.

Die Nachtheile, welche demnach mit der Annahme der Verfaſſung
verbunden ſein würden, ſind der pflichtmäßigen und gewiſſenhafteſten Ueber
zeugung des Miniſteriums zu Folge ſo überwiegend, daß daſſelbe ſich außer
Stande befinder, Sr. Majeſtät dem Könige die unbedingte Annahme der
in Frankfurt beſchloſſenen Verfaſſung zu empfehlen. Das Miniſterium
glaubt vielmehr, daß dieſe Annahme von einigen Abänderungen abhängig
gemacht werden muß.

Sovweit las der Miniſterpräſident die Erklärung der Re-
gierung ab; zum Schluß ſprach derſelbe noch Folgendes, was
aber keinen Theil der miniſteriellen Erklärung ausmacht:

„Meine Herren! Es iſt vorhin der Macht der öffentlichen Meinung
„„Erwähnung geſchehen. Jch erkenne dieſe Macht an, aber unter den ge
„„genwärtigen Umſtänden nicht anders (mit gehobener Stimme), als wie
„„das Schiffsvolk die Macht der Elemente um ſich her (Pauſe.) Nicht
„„hingeben darf man das Schiff den Winden, der Strömung, damit es
„„nicht herrenlos treibe auf der See und keinen feſten Ankergrund habe.
„„Das werden wir niemals! niemals! niemals!“ (Allgemeine tiefe Be
wegung.)

Eine merkwürdige Rede war die des Abgeordneten von
Bismark-Schönhauſen, die wir mittheilen, weil ſie den Stand-
punkt der alten konſervativen Partei des Abſolutismus gegen-
über der deutſchen Frage genau bezeichnet

Wenn, den Octroyirungs Gelüſten der deutſchen National- Verſamm
lung gegenüber, 25 Regierungen, die vielleicht höchſtens 5 Millionen Un
terthanen (Unterbrechung links: Unterthanen vertreten, ihre Stimme ab
gegeben haben, um ſich der in Frankfurt conſtituirten Anarchie zu fügen
(Schallendes Gelächter), ſo kann das für uns nicht maßgebend ſein. Die
Titel 3. und 5. der Verfaſſung ſtellen die Rechte der Krone und der Kam
mer feſt. Es kann unmöglich unſer Beruf ſein, durch Adreſſen zu regieren
und das Miniſterium mir Mißtrauensvoten zu erdrücken. Gelächter links.)
Wenn ſich das Miniſterium dem Verlangen der Kammer ohne Weiteres
fügte, ſo würde ich glauben daß die executive Gewalt auf die Zweite Kam
mer übergegangen, daß die Miniſter nur die Beamten der Kammer ſind
Jn Preußen iſt nur conſtitutionell, was aus der preußiſchen Verfaſſung
hervorgeht mag in Belgien, in Frankreich dies anders gehalten werden,
bei uns verhält es ſich ſo. Jch habe mich aus den Mittheilungen des Mi
niſterpräſidenten überzeugr, daß das Miniſterium energiſch verfahren daß
es ſich von den Gefühlen der Kammer nicht wird hinreißen laſſen, von ſei
ner Bahn zu weichen. Wenn die Kammer die Frankfurter Verfaſſung an
genommen wiſſen will, ſo mag fie einen Geſetzvorſchlag hierüber machen.
Bevor dies geſchieht, müßte doch wenigſtens die Frankfurter Verfaſſung
hier vertheilt ſein zur ſorgfältigen Prüfung. Die Frankfurter Herren ha-
ben aus der Quelle der Weisheit derer geſchöpft, welche ſeit dem Coutrat
social Nichts gelernt und Viel vergeſſen haben. Der Redner kritiſirt die
bekannten Beſtimmungen der Verfaſſung über das ſuspenfive Veto, das
directe Wahlgeſetz mit geheimer Abſtimmung Das Gefährlichſte dieſer

Verfaſſung dürfte wohl das ſein daß die jährliche Bewilligung des Bud
gets dem Volkshauſe übertragen iſt, wodurch es in die Hand der vielleicht
Unfähigſten gelegt iſt, die Staatsmaſchine zum Stillſtand zu bringen. Sie
Derlangt ferner von dem Kaiſer, daß er ihnen das ganze Deutſchland her
ſtelle. Der König von Preußen müßte dann Oeſterreich und Baiern feind
lich gegenüber treten und ihnen die deutſche Verfaſſung aufdrängen. Dahin
führt uns die Umſturzpartei. (Gelächter links.) Die Herren von der äußer
ſten Linken feilſchen und markten mit Principien, und faſt iſt es ihnen ſchon
gelungen Preußen zu ſchwächen. Denn ſchon vertheidigen preußiſche Trup
pen in Schleswig die Revolution, unſere Küſten werden ruinirt, während
die Herren in Frankfurt jubeln über die errungenen Siege. Die 28 Re
gierungen, welche ihre Zuſtimmung gegeben zählen 6,700,000 Einw., von
denen 3 Mill. abzurechnen find da der Großherzog von Baden ſich nach
den neueſten Nachrichten ſeine Entſchießung vorbehält, falls außer Oeſter
reich noch ein Staat nicht beiträte. So bleiben 4 5 Millionen, denen an
30 Millionen gegenüberſtehen. Wir dürfen demnach in dem Augenblicke,
wo Europa ſich von den Revolutionen zu erholen anfängt, dem Frankfurter
Souverainetätsgelüſte nicht nachgeben im ſchlimmſten Falle, ehe ich ſehe,
daß mein König zum Vaſallen von Simon und Konſorten herabgewürdigt
wird will ich lieber daß Preußen bleibt, wie es iſt, als daß es mit einer
Scheinmacht beglückt wird. Bedenken Sie, daß die Frankfurter Verſamm
lung uns zwar eine glänzende Krone angeboten, aber eine ſolche, zu wel
cher das Gold erſt aus der preußiſchen Krone genommen werden ſoll. (Jro
niſches Bravo zur kinken.)



Ein von den Abg. v. Werdeck und von Plotz geſtellter An
trag auf Uebergang zur Tagesordnung wurde mit großer Ma-
jorität abgelehnt. Hierauf nahm die Kammer die Debatte über
den Kommiſſionsbericht auf, zu dem folgende Amendements ge
ſtellt waren

Die Hohe Kammer wolle beſchließen
I. Jn Erwägung:

a) daß nach dem Bundesbeſchluſſe vom 30. März und 7. April v. J.
und dem Mandat der Preußiſchen Abgeordneten zur Deutſchen Na
tional- Verſammlung der Weg der Vereinbarung zwiſchen ihr und den
Regierungen zur Herbeiführung eines öffentlichen Rechtszuſtandes in
Deutſchland vorgezeichnet war

b) daß nachdem die Adreſſe der Kammer vom 13. März die Bildung
eines engeren Bundesſtaates bis zur Vereinigung aller Deutſchen
Staaten in denſelben begehrt, die Kammer denſelben nicht für eine
Täuſchung der Erwartung Deutſchlands erklären kann;

c) daß aus dem suh a. angeführten Grunde die Deutſche Verfaſſung
ohne die Zuſtimmung der Regierungen der Einzelſtaaten in dieſen
nicht rechtsgültig iſt

geht die Kammer über den Antrag der Abg. Rodbertus und Genoſſen und
II. Jn Erwägung:

a) daß die ſämmtlichen Deutſchen Regierungen welche fich bis jetzt
für die Uebertragung der erblichen Würde des Oberhauptes des Bun
desſtaates auf die Perſon Sr. Majeſtät erklärt haben in ihrer Kol-
lektiv Note vom 14. d. M. in Beziehung auf den in der Cirkular-
Note vom 3. April betretenen Weg ausdrücklich ihre höchſte An
erkennung des Verfahrens der Preußiſchen Regierung ausgeſpro-
chen haben

b) daß die Einlenkung in den Weg einer Annahme dieſer Würde unter
Vorausſetzung der Zuſtimmung der Deutſchen Regierungen ge
genwärtig ſchon aus dem Grunde unthunlich iſt, weil 29 Regierun-
gen offiziell ihre Erklärungen bereits abgegeben haben

c) daß endlich vor einer weiteren Aeußerung der Kammer die Mitthei
lung der Regierung über den Erfolg der Verhandlungen ihres Be
vollmächtigten in Frankfurt abzuwarten iſt

z die Kammer über den Antrag der Kommiſſion zur Tages Ordnung
über.
Graf v. Arnim. Freiherr v. Kleiſt (Schweinitz). Urlichs. Küpfer. Schwarz

(Kublinitz, Gr. Strelitz). v. Plötz. Meyer (Friedeberg). Scheidt. Bo-
delſchwingh. v. Meuſebach. v. Bismark. Sack. Graf Poninski (Löwen
berg). Hoeppe. Keller. Elwanger. Breithaupt. v. Heidenreich. Leon
hardt. Wallmuth. v. Werdeck. v. Dewitz. Peltzer (Lennep). Krahn.
Ambronn. Kellner. v. Bülow. v. Kleiſt-Retzow. v. Griesheim. v. Rabe.

Für den Fall, daß die Hohe Kammer die Dringlichkeit dieſes Antrags
anerkennen ſollte, möge dieſelbe beſchließen:

Jn Erwägung
daß Se. Majeſtät der König in der der Deputation der Deutſchen
National- Verſammlung ertheilten Antwort die ihm angetragene Ue-
bernahme der Würde eines Oberhauptes an die Bedingung des freien
Einverſtändniſſes der Deutſchen Regierungen geknüpft das Königliche
Staats Miniſterium aber in der Cirkularnote vom 3. d. Mts., dies
näher erläuternd ausdrücklich erklärt, daß Se. Majeſtät der König
bereit ſei, an die Spitze desjenigen Deutſchen Bundesſtaates zu tre
ten, der aus den Staaten ſich bildet, welche demſelben aus freiem
Willen ſich anſchließen

in fernerer Erwägung aber
daß die überwiegende Mehrzahl der Deutſchen Regierungen in Folge
der durch die oben erwähnte Cirkularnote von Seiten Preußens an
ſie ergangenen Aufforderung nicht nur ſich bereit erklärt hat, die von
der Deutſchen National Verſammlung beſchloſſene Verfaſſung unver
ändert anzunehmen, ſondern auch ihr freies Einverſtändniß dahin zu
erkennen gegeben hat, daß Se. Majeſtät der König die ihm auf
Grund dieſer Verfaſſung angetragene Würde eines Oberhauptes des
Deutſchen Bundesſtaates annehmen möge und

in endlicher Erwägung:
daß bei den Verwickelungen der europäiſchen Verhältniſſe und der
eigenen Lage des Vaterlandes die baldige Verwirklichung eines den
Erwartungen des Deutſchen Volkes entſprechenden Rechtszuſtandes inDeutſchland dringendes Bedürfniß iſt, zuft

erklärt die Kammer, daß ſie nunmehr den Augenblick für
gekommen erachtet, in dem auch von Seiten Preußens die Annah
me der Deutſchen Verfaſſung erfolgen könne ſowie daß ſie dem-
nach den Wunſch hege, daß Se. Majeſtät der König ſich der Ueber
nahme der ihm von Seiten der Deutſchen National Verſammlung
und der Deutſchen Regierungen auf Grund dieſer Verfaſſung an
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getragenen Würde eines erblichen Oberhauptes des Deutſchen Bun
desſtaates nicht länger entziehen wolle.

Graf v. Schwerin. Krauſe. Hartmann. v. Hagen. Heintze (Cammin),
v. Ramin. v. Wedell. Aſch. Ebert. Stolle. Kögel. Stiehl. Stettin,
Treplin. v. Negelein. Poppenburg. Boltze. Kießling. Moecke. Jordan.
Seiffert. Oermann. Harkort. Graf Zieten. Müller (Siegen). Menzel.
Troska. Thiel (Lennep). Etzdorf. v. Münchhauſen.

Abg. Graf Arnim: Jch erlaube mir die einzelnen Theile des An
trags von Rodbertus durchzugehen und wende mich dann zu den Motiven
der von mir beantragten Tagesordnung. Der erſte Satz verlangt den Aus
ſpruch eines Tadels gegen das Miniſterium weil es das Prinzip der Ver-
einbarung der Volksſouveränetät entgegenſtellt; allein Sie können den Ta
del nicht ausſprechen, wenn Sie ſich nicht ſelbſt tadeln wollen da Sie
ſchon früher die Vereinbarung zugelaſſen. Jn dem zweiten Satze tadeln
Sie das Miniſterium daß bei ſeinem eingeſchlagenem Wege eine voll
kommne Einheit nicht zu Stande kommen könne, allein das miniſterielle
Verfahren ſtimmt ganz mit dem in der Adreſſe auf die Thronrede vorge-
zeichneten Wege überein. Damals wollten Sie für gewiſſe Fälle die Bil
dung eines engern Bundesſtaates, heute muthen Sie derſelben Kammer
zu, das Entgegengetzte auszuſprechen. Das Unrichtige des dritten Satzes
habe ich bereits nachgewieſen. Aus dieſen Gründen wird der Antrag bei
dieſer (zur Rechten gewandt) Seite des Hauſes keinen Anklang finden. Jch
gehe jetzt zum Commiſſionsantrag über auch mit ihm kann ich nicht ein
verſtanden ſein. Wenn Sie die Regierung in ihrem Wege aufhalten oder
gar ſtören wollen, ſo hindern Sie die fernere Zuſtimmung der Fürſten,
welche bisher noch nicht eingewilligt.

Den zweiten Satz kann ich eben ſo wenig vertheidigen: denn wo
28 Regierungen bereits ihre Erklärung gegeben haben werden es auch die
andern thun wenn ſie auch aus formellen Grunden damit noch zögern.
Jch frage, iſt es praktiſch denkbar, daß, wenn der König die Kaiſerkrone
angenommen hätte, dies hätte rückgängig gemacht werden können Wenn
ich ein fremdes Grundſtück abtragen laſſe, um das meinige zu verbeſſern,
in der Vorausſetzung daß mir die Erlaubniß nachträglich ertheilt werden
würde, ſo dürfte doch der Beſitzer des Grundſtücks mit dieſem Verfahren
nicht ganz einverſtanden ſein. Ganz in derſelben Lage befindet ſich gegen
wartig die Krone. Zudem ſpricht ſich der Antrag nicht aus über die un-
bedingte Annahme, allein weil dieſe ausdrückliche Beſtimmung fehlt, wird
die Aufforderung zur unbedingten Annahme den übrigen in dem Antrage
ausgeſprochenen Anſichten gemäß vorausgeſetzt. Jſt die Kammer auch in
der Lage, gegenwärtig einen ſolchen Beſchluß zu faſſen? ich mache nur auf
einen Punkt aufmerkſam, es iſt die Beſtimmung wonach zur Abänderung
der Verfaſſung zwei Drittheil der Verſammlung anweſend ſein müſſen.

Bei uns entſcheidet die Majorität, während es dort der Minorität
überlaſſen bleibt, jeden Beſchluß zu hindern. Geſetzt der Verſammlung
ſind gegen eine Abänderung ſo dürften ſie nur fehlen, um dieſe zu hin
tertreiben. Wo liegt nun die größere Gefahr, in der unbedingten An-
nahme oder Ablehnung? Die Kammer hat darüber gar nicht zu entſchei-
den, ſie hat lediglich ihre Gefühle bei dem wichtigen Momente auszuſpre-
chen. Welches daher auch die Majorität in dieſem Antrage ſein wird, ſo
werden Sie doch zugeben daß ſie auf einer unnatürlichen Verbindung
zwiſchen 2 Parteien beruht, die ſonſt auf ganz verſchiedenen Standpunkten
ſtehen. Die eine will die conſtitutionelle Monarchie und die Eindämmung
der Revolution die andere faßt das hauptſächlich ins Auge, daß durch die
Annahme der Verfaſſung die ſtarke Regierung gelähmt würde. Ich glaube,
daß viele (zur Linken) von Jhnen mehr die Volksfreiheit, andere mehr
die Schwächung der Regierung wollen. Sie geben zu, daß Viele für den
Kaiſer geſtimmt, weil die Verfaſſung den Weg zur Republik ermöglicht.
Wenn nun von 2 Seiten daſſelbe, aber aus verſchiedenen Abſichten ge
wünſcht wird wo haben Sie die Garantie für die Haltbarkeit Jhrer Be
ſchlüſſe (Bravo!)

Abg- Kleiſt-Retzow ſpricht gegen den Antrag.
dazu rathen, die Verfaſſung ohne Bedingung anzunehmen.

Er könne nicht
Man wiſſe

kaner, die nur immer auf die Erniedrigung Preußens hingearbeitet ha-
ben, zu ihrer Vollendung beigetragen hätten. Preußen habe ein ſelbſt

ſtungen und ſeine Kraft der Central Gewalt opfern.
Die Erblichkeit des Kaiſers ſoll ein Gegengewicht darbieten aber

der der dieſelbe ausſpräche, rede von der Erblichkeit des Hauſes deſ
ſen, dem die Kaiſerkrone jetzt übertragen werden ſolle, und unſer König
ſei bis jetzt noch unbeerbt. Er könnte überhaupt die Annahme der
Verfaſſung nur unter der Bedingung anrathen, wenn der Sitz der Reichs
regierung nach Berlin verlegt, wenn das abſolute Veto eingeführt und
der i. über die Erblichkeit klarer gefaßt werde. Wenn ſich einige Pro
vinzen hochverrätheriſcher Weiſe von Preußen lostrennen ſollten was er
nicht glaube dann werden pommerſche, preußiſche, poſenſche Männer das
wieder erobern, was ſie ſchon einmal erobert haben. (Jroniſches Bravo
zur Linken).

ſehr genau, wie dieſelbe zu Stande gekommen ſei, wie erklärte Republi-

ſtändiges Leben eine eigene Geſchichte und ſolle nun ſein Heer, ſeine Fe
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Jn welcher Weiſe die Abg. Rodbertus und von Berg ſpra-
chen, geht aus den Worten des Miniſters Manteuffel hervor

Der geehrte Redner für Jülich hat darauf aufmerkſam gemacht, daß
die 16 Millionen Preußen auch Deutſche ſind und daß die preußiſche Re
gierung in Widerſpruch mit dem eigenen Volke treten würde, wenn ſie
nicht deutſch handelte. Das iſt richtig. Wir glauben aber, der Gang der
Regierung ſei ein deutſcher. (Unruhe.) Es iſt geſagt worden, wir befän
den uns in einem Zuſtande voller Gefahren das iſt wahr, nur fragt es
ſich, wo die größte iſt. Wir glauben, daß man am beſten die Gefahren
überſteht, wenn man den Weg der Conſequenz geht, und den haben wir
gewählt. (Bravo zur Rechten.) Man hat geſagt, der Moment des Zu
greifens ſei jetzt für Preußen gekommen, da alle Staaten, zumal Oeſterreich,
krank ſeien. Jch glaube, wenn Oeſterreich krank iſt, dann wäre es gerade
nicht an der Zeit, ſeine Rechte zu kränken. (Bravo zur Rechten.) Wir
wollen Deutſchland vor Frankreich bewahren. Sie wollen die offene Wun-
de ſchließen wir glauben, daß ſolche Operatien noch nicht an der Zeit
ſei und nur ſchädlich ſein würde. Auch wir trennen nicht Deutſchlands
Macht von Preußens Macht aber Deutſchland iſt ſeit ſechs Jahrhunderten
im Verfallen begriffen, während Preußen ſeit vier Jahrhunderten zu im
mer kräftigerer Höhe ſich aufgeſchwungen hat. Deshalb wollen wir Preu-
ßen nicht eher aufgeben bis wir Deutſchland gewiß ſind. (Bravo zur
Rechten. Heftiges Ziſchen zur Linken. Verſtärktes, wiederholtes Bravo
zur Rechten Unſere Erklärung am 5. Februar iſt offen genug geweſen,
und ich glaube es kann in der Art kein Zweifel über unſere Schritte ob
walten. Wir ſind vielfach hingewieſen worden auf den Ernſt der Stunde.
Wir erkennen den Ernſt wohl, der iſt es gerade, unter deſſen Eindruck
wir dem König unſern Rath gegeben haben. Bravo zur Rechten. Hef-
tiges Ziſchen zur Linken.)

Nachdem Grün, Wollheim, Schwerin und Schultz aus De
litzſch geſprochen, reſumirte von Vincke die Verhandlung in fol
gender Weiſe:

Abg. v. Vincke ((als Referent). Jch. erlaube mir zunächſt zu dem
Antrage des Antragſtellers überzugehen. Es handelt ſich in demſelben
darum, daß wir die Verfaſſuug als rechtsgültig anerkennen ſollen. Jch
bin aber der Meinung, daß dieſelbe erſt dann rechtsgültig wird, wenn
wir ſie angenommen haben. Wenn auf den Bundesbeſchluß vom 11.
April hingewieſen worden iſt, ſo werde ich Jhnen darthun, daß die Ab-
ſicht einzig die war, daß die Verfaſſung nur zu Stande kommen dürfe un-
ter freier Zuſtimmung der Regierungen. Der Redner verlieſt die bezüg
lichen Stellen aus dem Bundestags Protokolle.) Wenn von der Mitwir
kung der Stände geſprochen worden iſt, ſo iſt die Zuſtimmung derſelben
bei der Annahme der Verfaſſung allerdings nöthig, wenn auch nicht bei
der Uebertragung der Kaiſerkrone.

Jm zweiten Punkte des Antrags iſt die Modalität des engeren
Bundes getadelt worden. Aus der Note vom 4. April iſt jedoch
nicht zu erſehen wie der Abg. für Berlin wollte, daß der engere Bun-
desſtaat ähnlich dem alten Bunde ſein ſoll.

Was nun den vom Miniſterium angefangenen Weg betrifft, ſo muß ich
erklären, daß ich ihn als einen mit meiner Rechtsanſicht unvereinbaren
halte. Denn wenn eine Regierung der deutſchen Verfaſſung nicht bei-
träte, ſo hätte Preußens Hoheit ſich nicht über denſelben erſtreckt. Daß
aber Preußen jener ſeine Zuſtimmung geben mußte, folgt eben daraus,
daß ihm weſentliche Rechte beigelegt worden ſind, da derjenige, welcher
Vortheil hat, doch nach der Natur der Dinge zuerſt eine Verbindlichkeit
eingehen muß. Wenn man ſo viel von dem Staatsrath ſpricht der ver-
worfen worden iſt ſo glaube ich legt man viel zu viel Gewicht auf den-
ſelben. Die kleineren Regierungen haben auch ſelber ſchon auf dies ziem
lich fragile Jnſtitut keinen Werth gelegt indem ſie die Verfaſſung aner-
kannten und Preußen dächt' ich doch das als Oberhaupt gar keinen
Einfluß auf den Staatsrath hat, hat den allerwenigſten Grund, die an-
deren Staaten auf ihren Vortheil aufmerkſam zu machen.

Nachdem ich die Rechtmäßigkeit nachgewieſen gehe ich zur Zweckmä-
ßigkeit des Antrags über.
und die gegen ſie vorgebrachten Gründe. Die beſte Richterin der Ver
ſammlung wird die Geſchichte ſein. So wird auf das Urtheil des Ab-
geordneten für die Kurſtadt Brandenburg kein Gewicht legen. Dieſe an
tidiluvianiſchen Anſichten mögen wohl vor dem 18. März berechtigt gewe-
ſen ſein, nach dem 18. März ſtehen ſie in der Luft und ich kann dem Mi
niſterium nicht zu dieſem Kampfgenoſſen gratuliren ich weiß nicht, ob er
royaliſtiſcher als das Miniſterium wohl aber, daß er abſolutiſtiſcher als
r iſt. Er hat weder im preußiſchen noch im deutſchen Sinne ge-
ſprochen.
ſich vollkommen beruhigen. Wie verhielt ſich das Miniſterium derſelben
gegenüber. Es hat ſie die Verfaſſung beenden laſſen ohne ſie im Gering
ſten zu ſtören erſt nach der Beendigung der Verfaſſung macht das Mini-
ſterium der Verſammlung Vorwürfe darüber daß ſeine Noten nicht be
rückſichtigt wurden. Das iſt nur zu leicht. Jch bitte, werfen Sie Jhren
Blick auf die Note vom 23. Januar. Der Redner verlieſt eine Stelle,

worin auf die Gefahr hingewieſen wird, welche daraus erwachſen könnte,
wenn man die Vereinbarung auf die Spitze triebe.) Früher hätten ſie
die Verſammlung darauf hinweiſen ſollen daß Sie ihre Souveränetät ganz
leugnen. Wie können Sie jetzt nachdem die Verfaſſung in zweimaliger
Leſung beſchloſſen iſt, von dieſer ehrliebenden Verſammlung verlangen,
daß ſie ſo ſchnell ihr Votum ändere, und gar zurücknehme. Die Regie
rung hat es verabſäumt, zur Zeit einzugreifen, ſie allein trägt die Schuld
und die Verantwortung für alle daraus erwachſenden Nachtheile. Man hat
den Parteien in der National Verſammlung über ihr unnatürliches Com-
promiß Vorwürfe gemacht; allein ich erinnere Sie an die berühmten
Worte Franklin s, welche er bei der Begründung der Nordamerikani-
ſchen Freiſtaaten ſprach, die im Angeſichte der von Außen drohenden Feinde
ſich in Parteien zerſpalteten: „wenn die Verfaſſung auch nicht das für
Alle gleich Vollkommenſte enthält, ſo doch das unter dieſen Umſtänden mög
liche Vollkommene.“ Daſſelbe Verdienſt vindicire ich der National Ver
ſammlung.

Die Politik, welche die meiſten der Herren Redner befolgt haben,
ſcheint mir im Vergleich zur Größe des Gegenſtandes eine kleinliche na
mentlich in Bezug auf das, was gegen das ſuspenſive Veto, allgemeines
Wahlrecht vorgebracht iſt. Bedenken Sie, daß es mindeſtens zweifelhaft
iſt, ob die directen oder indirecten Wahlen conſervativere Kammern zu
Stande bringen ich muß daher dem Mitgliede für die Kurſtadt Bran
denburg widerſprechen, daß die Minorität den Sieg über die Majorität
in den Händen habe. Ueber die Wahlen und deren Reſultat entſcheidet
vielmehr die Stimmung im Volke, als das Wahlreglement; ich
bin überzeugt, daß die Wahlen für den künftigen Reichstag in viel con
ſervativerem Sinne ausgefallen wären, wenn das Miniſterium die An
nahme der Krone auf Grund der Verfaſſung von vornherein empfohlen
hätte. Noch jetzt könne es auf die künftige Volkskammer in konſervativem
Sinne wirken, wenn es die Annahme ausſpräche. Dem Abg. für Duis-
burg danke ich für ſeine Vergleichung des abſoluten und des ſuspendirten
Veto mit dem ſchweren und leichten Geſchütz, wenn ich auch von der An-
wendung derſelben und ihrer Bedeutung eine andre Anſicht habe. Die
leichtern Waffen ſind nicht immer die beſten mit den leichten Waffen wird
oft ein gefährliches Spiel getrieben, ſie ſtumpfen ſich ab, während die
bloße Exiſtenz der ſchweren Waffen, der ultima ratio, ebenſo wie die
bloße Exiſtenz der Steuerverweigerung oft von der wichtigſten Bedeutung
iſt. Es ſind dies gleichſam Geſpenſter, zu denen in der Praxis höchſt ſel-
ten geſchritten wird. Das Ablehnen der Verfaſſung hat nun einmal die
größte Gefahr, und ihre Mangelhaftigkeit zwar zugegeben, werde ich
doch die allerunvollkommenſte Verfaſſung lieber haben, als gar keine.
Das werden Sie Alle zugeben daß zur Erreichung dieſes großen
Zieles von allen Seiten nachgegeben werden muß. Bedenken Sie,
daß die Reviſion der künftigen Volkskammer vorbehalten iſt wenn
dagegen geltend gemacht wurde, daß zwei Drittheile der Verſammlung
nothwendig ſind, um eine Aenderung herbeizuführen, ſo bedenken Sie,
daß dies doch auch die Aenderungen im demokratiſchen Sinne erſchwert,
daß dadurch übereilten Aenderungen vorgebeugt iſt. Jch frage Sie, in
welche Lage hat ſich die Regierung durch ihre Maßregeln gebracht Der
Redner ſpricht das Folgende in einem etwas gemäßigten Tone.) Von
der Verſammlung die die Revolution nach Kräften zum Stillſtand ge
bracht, verlangt man, daß ſie ihre Beſchlüſſe mit Füßen tritt! Darin
liegt eine ſolch großartige Jronie, wie ſie mir größer noch nicht vorge-
kommen. Jch meinestheils müßte die Männer verachten, welche nach
Beſeitigung undenklicher Schwierigkeiten und nach endlicher Feſtſtellung
der erſehnten Verfaſſung ihr Werk feig verließen. Die Regierung muß
alſo darauf verzichten, dieſe Männer ihrem Beſchluſſe untreu zu machen,
denn ſie würden beim Nachgeben die Sympathieen des Volks verlieren,
auf welcher doch das große Werk aufzurichten iſt. Jch habe aber von ei-
nem andern Plane gehört; nach der deutſchen Zeitung ſollen nach erfolg-
ter Entfernung der Oeſterreicher Regiernngs- Kommiſſare oder ſolche aus den
einzelnen Ständekammern nach Frankfurt geſchickt werden um die Ver

Jch betrachte zuerſt die National- Verſammlung

Ueber ſolchen Tadel kann die deutſche National- Verſammlung

faſſung endgültig feſtzuſtellen. Das wäre ebenſo unpraktiſch als verwerf-
lich. Keine Ständekammer würde dieſes Kommiſſorium übernehmen. Es

könnte dieſer Weg nur eingeſchlagen werden, auf Grund neuer Wahlen.
Die Nationalverſammlung hat die Verfaſſung gegeben der andere Factor,
die Krone, hat nunmehr ſeine Zuſtimmung zu geben. Wie ſoll die Ver
einbarung durch eine neue Verſammlung zu Stande kommen? Glauben

Sie, daß die andern Staaten dies thun werden Es widerſtreitet ihrer
Ehre. Alſo auch dieſer Weg iſt ganz unmöglich. Warum die Octroyirung
unmöglich iſt, hierin berufe ich mich auf das vorgeleſene Document vom
Bundestage. Die Richtigkeit dieſer Argumente wird wohl auch dem Mi-

niſterium klar geworden ſein.
Jch komme zu dem Verhältniß der Regierung zu den anderen deut

ſchen Staaten. Jch hätte gewünſcht, unſere Regierung wäre den anderen
in der Annahme zuvorgekommen aus der lückenhaften Ausführung des

Miniſters des Auswärtigen kann ich nicht erſehen, weshalb dies nicht ge
ſchehen. Jetzt befinden wir uns in der Lage, Preußen leider da folgen

zu ſehen wo es hätte vorangehen ſollen. Die Familienpolitik halte ich
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nunmehr für überwunden aber auch alle Bedenklichkeiten, welche die
rage vom Standpunkte des Civilproceſſes auslöſen möchten, find nichtigJrtdheich der Große ging die Politik, die uns geziemt, die kühne und

eben dieſe mögen die Miniſter Seiner Majeſtät empfehlen.
Jch gehe über zur Stellung des deutſchen Volks. Man hat geſagt,

es käme auf den Enthuſiasmus nicht an wenn die Staaten immer der
politiſchen Nothwendigkeit folgten, ſo würde das Miniſterium anders ge
handelt haben. Wenn man im Studirzimmer den Caleül entwerfen könnte,
über die politiſche Nothwendigkeit, ſo würde ich der Politik des Abgeord
neten für Duisburg (Camphauſen) beiſtimmen, allein das Volk urtheilt
nun einmal nach Gefühlen, und wer dieſe verletzt, kommt nicht ungeſtraft
davon. Mit Beſtimmtheit glaube ich annehmen zu dürfen, daß die ſüd
deutſchen Staaten nicht ausreichen werden zur Eindämmung des neuen
bevorſtehenden nationalen Strebens, dieſes muß hervortreten und erfüllt
werden, da die kleinen Staaten der Einheit durchaus bedürfen. OHurch die
Abweiſung dieſes Bedürfniſſes werden Sie den revolutionären Elementen
Bahn brechen. Nach dem Grundſatze, daß jeder das Feuer in ſeines Nach
bars Hauſe löſchen müſſe, wäre dann unſere Regierung gezwungen, ihre
Truppen nach Süd Deutſchland zu ſenden. Allein dann möge ſie auch
ſehen wie fie den Rechtsboden vertheidige.

Der Redner widerlegt dann noch einige ausgeſprochene Beſorgniſſe
über die Annahme der Verfaſſung, und fährt fort

Die Stimmung in Weſtphalen iſt durchaus nicht ſo gefährlich, wie
ſie geſchildert worden und ich kann das Mitglied für Hinterpommern
(KleiſtRetzow) beruhigen was aber die deutſche Geſinnung der Weſt
phalen anbetrifft, ſo iſt ſie allerdings ſehr ſtark und wenn es darauf an
kommt Pommern denſelben Sinn einzuflößen, ſo werden die Weſtphalen
dies gern thun. Jch bedaure lebhaft, daß durch den 18. März die Kraft
Preußens in Deutſchland nicht mehr die frühere z allein deshalb das Fak-
tum ignoriren iſt kleinlich. Erinnern Sie ſich des Ausſpruchs von Johan
nes Müller Rußland hat Gold, England Schiffe u. ſ. w. was haben wir,
wenn nicht Weisheit und Muth

Jch hoffe, daß das Beiſpiel der erlauchten Vorfahren des Königs be

zen als die Verwerfung der Quelle, woher es kommt. Jch hätte ge
wünſcht, daß die Deputation der Verſammlung mit größerer Achtung be
handelt wäre, will aber nicht näher darauf eingehen. (Vereinzeltes, dann
allgemeines Bravo.) Mitglieder, wie die für Duisburg, die weder anzu
nehmen, noch abzulehnen wagen, würden ſich dazu eignen in das Mini
ſterium zu treten. Jch kann es nicht für inkonſtitutionell halten wenn
die Kammer in dieſer Frage ihr Votum abgiebt. Es handelt ſich ja um
eine Frage der innern Politik. Dieſe Exiſtenzfrage und ihre Beantwor-
tung durch die Kammer darf nicht ad acta gelegt werden, ſondern das
Miniſterium hat fie zu befolgen. Wenn ſich zwei Parteien hier gegenüber
ſtehen ſo hat jedes Mitglied nur ſeine Ueberzeugung auszuſprechen. Jch
erinnere Sie an Wilhelm (Alexander) v. Humboldt's Ausſpruch: man
muß den Muth einer Meinung haben.

Die Sachlage erinnert an die Syvbilliniſchen Bücher handeln Sie
noch jetzt, wie die öffentliche Meinung es vorſchreibt, ehe es zu ſpät iſt.
Erinnern Sie ſich, daß der Mann, der an der Spitze des Miniſteriums
ſteht, den Namen führt, der Jhnen in das Gedächtniß zurückrufen ſollte,
daß das Haus, welches dieſen Namen getragen hat, ſich nicht mit dem
engern Vaterlande begnügt, ſondern frühzeitig den Blick auf ganz Europa
gerichtet und eine Stellung eingenommen hat, welche die deutſche National-
verſammlung bewogen hat, dem König von Preußen die Kaiſerkrone zu
übertragen. (Allgemeiner, lang anhaltender Beifall.)

Nach einer abermaligen Fluth perſönlicher Bemerkungen
kam es zur Abſtimmung, und alle Anträge, alle Amendements
und Vorſchläge wurden verworfen, nur angenommen mit 175
gegen 149 wurde folgender Satz:

Die Kammer beſchließt, „daß ſie die von der deutſchen
Nationalverſammlung vollendete Verfaſſung, ſo
wie ſie nach zweimaliger Leſung beſchloſſen wor-
den, als rechtsgiltig anerkannt und die Ueber-olgt werden wird, daß Preußen die öffentliche Meinung achten wird, ich

hoffe, daß dieſe Preußen groß machen wird, wie ſie bisher zu ſeiner Größe
beigetragen. Vernachläſſigen Sie dieſe, ſo vergehen Sie ſich nicht unge
ſtraft an Preußens Größe. Man wird das Unvollkommene eher verſcher

c

z

zeugung hegt, daß eine Abänderung derſelben
nur auf dem von der Verfaſſung ſelbſt vorgeſehe-
nen Wege zuläſſig iſt.“

7-„” un ee.ene
Bekanntmachungen.

Haus und Feldverkauf.
Jm Auftrage der Frau Dr. Wilde zu

Geißelroöhlitz ſollen folgende ihr zuge-
hörige Grundſtücke

a) Ein in Baumersrodger Flur belege-
ner, zum Rittergute Geißelroöhlitz gehö
riger Feldplan, ſonſt Holzland, von
14 Berliner Scheffel Ausſaat;

b) das in Neumark-Rittersdorf unter
Nr. 1 des Hypothekenbuchs belegene

aus mit Zubehoör, nebſt einer halben
ufe Feld dortiger Flur, am Hügel

und der Geißelrohlitzer Hohle;
e) 60 Morgen Rittergutsfeld in Geißel-

röhlitzer Flur, von dem großen Waſſer
laufe an in der Richtung nach der Ober
klobikauer Mark zu belegen

d) eine Wieſe die Fahrtwieſe von
ea. 2 Morgen ebendaſelbſt, zwiſchen
der alten und neuen Geiſel,

und zwar das Feld unter a) im Gaſthofe
zu Baumersroda

am 30. April d. J.
Nachm. 3 Uhr,

die übrigen Grundſtücke unter b) bis
aber in der Schenke zu Geißelrohlitz

am 1. Mai von Vormittags
8 Uhr an

Durch den unterzeichneten Notar unter Vor

behalt der Auswahl unter den Beſtbieten
den und des Zuſchlags binnen viertägiger
Friſt, öffentlich meiſtbietend verſteigert wer
den. Das Feld wird in einzelnen Parzel
len von 1 bis 5 Morgen verkauft, die
Zahlung der Kaufgelder aber erſt binnen
drei Monaten nach dem Zuſchlage erwartet.

Merſeburg, am 18. April 1849.
Der Rechts-Anwalt und Notar

Hunger.

Einem hieſigen und auswärtigen Publi-
kum die ergebenſte Anzeige, daß meine
Wohnung jetzt große Steinſtraße Nr. 130
iſt. Einſpännige Meubles- Fuhren in der
Stadt ſowie über Land, ſowie auch ein-
ſpaännige Leiterwagen Fuhren mache ich zu
den billigſten Preiſen. Beſtens bitte ich
ein hochgeehrtes Publikum, mich mit gü
tigen Aufträgen zu beehren.

Karl Klingner jnun.

Gute Zucht- und Honigbienenſtocke ſind
noch abzulaſſen bei Mennicke in Zap-
pendorf.

l nncceèS —7D
Ein gutes Billard in noch gutem Zu

ſtande wird zu kaufen geſucht. Offerten
werden unter Adreſſe A. E. poste restante
Eisleben erbeten.

Sebanerſche Buchdruckerei.

Da beim Wittwenkonvent zu Morl
ein Lehrerverein für den Saalkreis ſich ge
bildet hat, ſo werden ſämmtliche Leh-
rer des Saalkreiſes erſucht, ſich zu
einer weiteren Beſprechung, namentlich in
Bezug auf den Anſchluß an den Provin
zialverein,

Sonnabend den 28. April
Nachmittags 13 Uhr im Gaſthofe zu
Morl einzufinder.

Der proviſoriſche Vorſtand.

Kümmel- Pflanzen hat zu verkaufen
G. Bäumler in Schiepzig.

Zum Damen Ball werden auf den
29. April im goldnen Anker junge Her
ren ergebenſt eingeladen und bittet um
zahlreichen Beſuch

der Gaſtwirth Freideke.
Gnölbzig a. d. Saale.

Freitag den 27. d. Mts.
bends 7 Uhr

tritt die 7te BürgerwehrCompagnie im
„Apollogarten“ zur Gewehr Reviſion an.

Sämmtliche Gewehre müſſen erſcheinen
und ſind daher in Behinderungsfällen
durch einen Kameraden zu überſenden.

Quarg, Feldwebel.
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u e n e Insertum.
Da die Veranlaſſung und der Hergang einer von dem

Ober Amtmann Wendenburg in Seeburg am 13. d. M.
wider den Endes unterzeichneten ausgeführten gewaltſamen poli-
zeilichen Maßregel vielfach unrichtig erzählt wird, ſo finde ich
mich bewogen, beides der Wahrheit getreu nachſtehend hier of
fentlich mitzutheilen:

Vor einigen Jahren wandte ſich der Arbeitsmann Blech-
ſchmidt mit ſeiner Familie nach dem hieſigen Orte, und ward
von mir, dem Endesunterzeichneten, in Arbeit angenommen.
Nach einigen Jahren etwa verminderte ſich bei mir die Arbeit,
überdieß zeigte er ſich als ſchlechter, träger Arbeiter und erhielt
von mir keine Beſchaftigung weiter. Seine Tragheit ward dann
auch baid Veranlaſſung, daß ihm Niemand mehr gerne Arbeit
zukommen ließ, er verarmte und gerieth mit ſeiner Familie in
die größte Durftigkeit, ſo daß er der hieſigen Gemeinde als
Dorfarmer zur Laſt fiel.

Die Verpflichtung der Unterbringung dieſer Familie im Orte
gab zu Differenzen zwiſchen mir und den übrigen Gemeinde-
mitgliedern Veranlaſſung. Letztere verlangte, daß da ich den
Blechſchmidt in Arbeit gehabt habe ich auch verbunden ſei,
ihm mit ſeiner Familie freie Wohnung zu gewähren, um ſo
mehr, als ich ihn auch bis dahin in einem beſondern Hauſe,
das ich noch im Orte beſitze, mit als Lohn freie Wohnung wah-
rend ſeiner Arbeitszeit bei mir gegeben habe.

Jch hatte dem c. Blechſchmidt dieſe gekündigt, ver
mochte aber nur mit vieler Mühe und wiederholten Anträgen
bei der Polizeibehörde, resp. beim Kreis-Landrath, ſeine
Exmiſſion aus meinem gedachten Hauſe zu bewirken.

Dieſelbe traf wegen der Unterbringung dieſer Familie die
nöthigen Beſtimmungen dahin daß die Gemeinde Rollsdorf
für die Unterbringung derſelben zu ſorgen habe, und da das
dortige Gemeindehaus dazu nicht geeignet ſei, ſo habe jedes
Gemeindeglied die Verpflichtung, die Familie Blechſchmidt
in ihrer Wohnung der Reihe nach aufzunehmen, und zwar ein
Jeder auf eine nach Maßgabe ſeines Beſitzes repartirte Zeit.
Nach dieſer Repartition habe ich als ſtärkſter Grundbeſitzer im
Orte die Verpflichtung, dieſer Familie 52 Tage, die ſämmtlichen
übrigen Gemeindemitglieder zuſammen aber 36 Tage ein Unter
kommen zu gewähren. Dieſe Beſtimmung nun iſt ſeit etwa
zwei Jahren zur Ausführung gekommen, und am 23. Januar
v. J. traf mich die Reihe, dieſer Familie wieder ein Wohnungs-
gelaß zu überweiſen.

Jnzwiſchen wurden die übrigen Gemeindeglieder gegen mich
klagbar, und forderten, mich zu verurtheilen: daß ich allein ver
bunden ſei, dieſer Familie ein Unterkommen zu gewähren.

Mit dieſer Klage ſind ſie indeß ſachfällig geworden, und
mittelſt Erkenntniß des Königl. Ober-Landes-Gerichts zu Naum
burg vom 21. Februar v. J., publicirt den 16. März ej., ab,
gewieſen, in die Koſten verurtheilt, und das Erkenntniß iſt
rechtskräftig geworden. Demungeachtet ward es mir ſchwer ge-
macht, die Familie Blechſchmidt aus meinem Hauſe zu ent

fernen. Erſt nach vielen Bemühungen meinerſeits bei den be-
treffenden Polizeibehörden gelang es mir endlich, die Exmiſſion
derſelben aus meinem Hauſe am 2. December v. J. zu erwirken,

Dieſe Exmiſſion ſelbſt am 2. December v. J. aus meiner
Wohnung wurde auf Veranlaſſung des Ober- Amtmann Wen-
denburg durch den Gensdarm Hoffmann bewirkt, jedoch
nur unvollſtändig. Der c. Hoffmann requirirte dazu von

mir zwei Leute, ließ einige Sachen aus der Stube raäumen,
und als dieſe nicht einmal vollſtändig geleert war, verſchloß er
dieſelbe, gab den Schlüſſel an meine Leute, ging davon und
überließ es denſelben, die Raäumung der Stalle und Kammer
ſortzuſetzen. Sie getrauten ſich aber nicht, dies weiter ohne
feine Anweſenheit zu thun, weil der c. Blechſchmidt ſich
Drohungen erlaubt hatte, daß man ſich nur in Acht nehmen
moöochte, in dieſer Wohnung ferner umher zu kramen, er habe
noch manches Wichtige, ſelbſt auch Geld dort verborgen c.

So blieb alſo die Wohnung nicht völlig geräumt, und ich
war dieſer unvollſtandigen Exmiſſion wegen an der freien Dis
poſition über dieſe Wohnung behindert. Jnzwiſchen verweiger
ten die übrigen Gemeindeglieder nun aber die Aufnahme, und
dieſe Familie blieb mehrere Tage obdachlos. Der Ober-Amt-
mann Wendenburg, Paächter der Graf Jngenheim'ſchen Rit-
tergüter zu Seeburg, iſt Namens der Grundherrſchaft die nächſte
Oberpolizeibehörde, und es ſtehen die Ortsvorſteher der zur
Herrſchaft Seeburg gehörenden Dörfer unter ihr.

Jnzwiſchen hatte dieſer bereits ſeit länger denn Jahresfriſt
den Blechſchmidt in Arbeit angenommen, und es hatte nun
die Exmiſſion am 2. December v. J. die Folge, daß ſich die
Familie des Blechſchmidt auf das Amt nach Seeburg be
gab, woſelbſt ſie in den dortigen Pferdeſtallen dieſen Winter
über ſich ein trauriges Unterkommen ſuchte und fand.

Ganz unerwartet erſchien nun am 13. d. Mts. der Ober
Amtmann Wendenburg mit 3 Gensd'armen im Gaſthofe zu
Rollsdorf, ließ mich dorthin zu ſich rufen, und eroffnete mir,
daß ich der Familie Blechſchmidt ſofort wieder ein Unter-
kommen gewähren ſolle und müſſe, und forderte von mir, daß
ich diejenige Wohnung in meinem vorgedachten zweiten Arbei
ter- Hauſe aus welchem der Blechſchmidt am 2. December
exmittirt war, öffnen, den Schlüſſel dazu hergeben, und derſel-
ben die Wohnung ferner darin gewähren ſolle.

Jch weigerte mich deſſen weil an mir lange noch nicht
die Reihe ſei, da ich ja derſelben vom 23. Januar bis 2. De
cember v. J., alſo ununterbrochen hintereinander, 313 Tage ein
Unterkommen gewährt habe, und daß übrigens ja ſelbſt die
Wohnung ſeit dem 2. December v. J. bis hierher immer noch
nicht vollſtandig geräumt ſei, ich alſo an jeder freien Dispoſition
darüber eben dadurch verhindert wäre was mir auch noch zu
gute gerechnet werden müſſe weshalb ich dagegen wiederholt
verlangte: daß er zugleich die vollſtändige Räumung veranlaſſen
möge. Jch begab mich nach dieſer Erklärung zurück nach mei
nem Wirthſchaftshofe.



Hierauf erſchienen vor dieſer meiner Wohnung die beiden
Gensd'armen Hoffmann und Unverhau in Begleitung des
hieſigen Ortsvorſteher Beyer, blieben vor der Thür meines
Hauſes ſtehen und erklärten mir, daß ſie von dem Ober Amt-
mann Wendenburg nunmehr den Auftrag erhalten hatten,
meiner Weigerung ungeachtet den rc. Blechſchmidt in mei-
nem zweiten Arbeiterhauſe einzuſetzen, und forderten wiederholt
den Schluſſel dazu von mir. Jch blieb indeß bei meiner Weige-
rung, worauf ſie ſich wieder zum Ober- Amtmann Wenden-
burg begaben, dann wieder zuruückkehrten und nun erklärten,
von demſelben nunmehr beauftragt zu ſein, die Einſetzung mit
Gewalt auszuführen, und wenn ich den Schlüſſel nicht hergäbe,
ſo würden ſie den c. Blechſchmidt in meinem Hauſe, das
ich mit meiner Familie und Wirthſchaftsperſonal und mit mei-
nen Eltern zuſammen bewohne, mit Gewalt hereinbringen
und einſetzen.

Die Androhung dieſer Maßregel veranlaßte mich, nach
dem die beiden Gensd'armen in den Flur meines Hauſes einge
treten waren meine Wohnſtube zu ſchließen ich ließ aber den
Schlüſſel im Schloſſe ſtecken, begab mich zu dem Ober Amts-
mann Wendenburg und machte dagegen in Gegenwart des
Gaſtwirths Herrn Voigt die dringendſten Vorſtellungen, wie-
wohl vergeblich. Jch machte ihn aufmerkſam, daß dieſe Hand
lung der Gewalt durchaus ungerechtfertigt ſei, und daß ich ihn
und die andern Beamten fur jede Gewalthandlung verantwort-
lich mache, und nur der Gewalt weichen würde als aber alle
Vorſtellungen fruchtlos blieben, warf ich die Schluſſel auf den
Tiſch, erklärte: nun möge er machen, was er verantworten
konne, und ging zurück.

Zu Hauſe angekommen, mußte ich nun zu meinem groß
ten Erſtaunen erfahren, daß während meiner Abweſenheit in
der That ein gewaltſames Eindringen in meiner Wohnung ſtatt
gefunden habe. Der Gensd'arm Unverhau hatte ſich erlaubt,
während meiner Abweſenheit meine Familienſtube aufzuſchließen,

mit dem c. Blechſchmidt in dieſelbe einzudringen einen
Stuhl zu nehmen und den c. Blechſchmidt zu veranlaſſen,
ſich darauf niederzulaſſen und ihn damit in meine Wohnung
für eingeſetzt zu erklären. Gleich nach meinem Eintritt wurden
ſie indeß abgerufen öffneten die 2. Wohnſtube meines Arbeits-
familien Wohnhauſes und haben nun wirklich den c. Blech-
ſchmidt mit ſeiner Familie dort eingeſetzt; und ich konnte
nur der Gewalt weichen.

Dieſe Handlung des Ober Amtmann Wendenburg als
ſowohl des Gensd'armen Unverhau erſcheinen nicht anders,
als eine Ueberſchreitung der Amtsbefugniſſe derſelben. Die Po
lizeibehörde kann nicht für befugt erachtet werden, unter ſolchen
Umſtänden, während meiner Abweſenheit, gewaltſam in mein
Haus einzudringen. Wenn dieſelbe gleich verpflichtet war, für
das Unterkommen des c. Blechſchmidt und Familie zu ſor-
gen, ſo konnte ſie dies doch nur in der Art ausführen, daß ſie
in dem vorhandenen Gemeindehauſe, das in der That nur ei-
ner kleinen Ausbeſſerung bedarf, und worin ein Woh-
nungslocal beſteht, die Einweiſung des c. Blechſchmidt an-
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ordnete und die Koſten der Inſtandſetzung des Hauſes der vkr
pflichteten Gemeinde auferlegen resp. executiviſch einziehen ließ;
unbedenklich aber durfte ſie bei dem ihr bekannten Umſtande,
daß

a) die Gemeinde rechtskäftig verurtheilt war, der Fami-
lie Blechſchmidt ein Unterkommen zu gewähren

b) daß ich, als Gemeindeglied, bereits 313 Tage derſelben
ein Unterkommen gewahrt hatte, und ſeit dem durch un
vollſtändige Ausführung der Exmiſſion in der freien Dis
poſition meines Eigenthums verhindert war,

mir nicht eine Laſt auferlegen, die, ihr der Behörde wohl
bewußt für jetzt den übrigen Gemeindegliedern zu über
nehmen oblag; noch weniger aber durfte ſie ſich zu Gewalt
maßregeln hinreißen laſſen; ſie durfte nicht über mein Eigen-
thum verfugen, nicht in meine Wohnung während meiner Ab-
weſenheit eindringen und einen durch Ungeziefer verunreinigten
Menſchen nicht in meine Familienwohnung einweiſen und nie
derſetzen laſſen. Wenn gleich jetzt ſchwere und ungewiſſe Zei
ten ſind, ſo muß doch das Eigenthum ſtets ungefährdet ſein,
ſich das gute Recht ſicheren Schutzes bewußt ſein, und dem Ge
ſetze uberall Geltung verſchafft werden. Allein der c. Wen
denburg hat ſich bekanntlich ſchon öfter ähnliche Uebergriffe
und Gewalthandlungen erlaubt, namentlich gegen die dortigen
Zehntſchnitter, ohne daß bis hierher eine gerechte Ahndung ſtatt
gefunden hat ſo daß anſcheinend Niemand in ſeinem Rechte
und in ſeinem Eigenthume gegen deſſen Gewaltmaßregeln mehr
ſicher ſein dürfte.

Jch habe mich veranlaßt geſehen, der Königlichen Regie
rung zu Merſeburg als Departements Polizeibehörde Anzeige
zu machen und dahin anzutragen:

a) die Familie Blechſchmidt aus meinem Eigenthume
hinauszuſetzen,

b) wahrheitsgetreu und unparteiiſch zu prüfen ob nicht dem
Amte Seeburg resp. dem Oberamtmann Wendenburg
die Verpflichtung obliege, die Familie Blechſchmidt in
Seeburg aufzunehmen, und falls der c. Blechſchmidt
ſelbſt außer Stande zu erachten, ſich und ſeiner Familie
ein Unterkommen zu erwerben, derſelben eine ſolche in
Seeburg zu gewähren

weil der c. Blechſchmidt bereits ſeit einem Jahre in See
burg bei dem c. Wendenburg ſowohl Erwerb als Unter
kommen gefunden hat.

Außerdem aber habe ich auch dem Königlichen Kreisgericht
in Eisleben zur Einleitung einer Kriminal Unterſuchung gegen
den c. Wendenburg und den c. Unverhau Anzeige
gemacht.

Jch hoffe auch im allgemeinen Jntereſſe, daß dieſe mir
angethane Gewalt nicht ungeſtraft bleiben wird, und behalte
mir vor das Ergebniß der Verfügungen der betreffenden Be-
hörden ebenfalls durch dieſes Blatt zu publiciren.

Rollsdorf bei Langenbogen, den 19. April 1849.
Der Gutsbeſitzer riedrich Springensguth.

dende
Gebauerſche Buchdruckerei.
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